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Oberverwaltungsgericht für die Länder Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein in Lüneburg: Stade-Prozeß, Beschluß 

zur Verminderung von genehmigten Radloaktivitätsabgabewerten 
VII OVG B 76/74 vom 22. November 1976. 


Verwaltungsgericht Koblenz: Mülheim-Kärlich-Prozeß, 
Baustoppbeschluß 7 L 54/76 vom 4. Februar 1977. 


11 Mitteilungen des FORUM HUMANUM — Internationales 
Komitee für Ökologie und biologische Sicherheit vom 

31. März 1977, betreffend u. a. Weltgesundheitstag am 

7. April 1977 in Kassel 


Warum verschweigen Behördengutachter 


und die Atomspaltungsfirmen In Ihren Genehmigungsantrligen, daß Atomstrom auch 
ohne Plutonlumerzeugung geliefert werden kann? Warum wird unter Pollzeleinsatz 
gerade der Bau solcher Reaktoren erzwungen, In denen die zur Atombombenherstel- 
lung benülzbaren Plutonlumisotope Pu 239 und Pu 241 erzeugt werden? Wer ver- 
letzt das Atomgeseiz der Bundesrepublik Deutschland, das keine Nutzung der 
Kernenergie zu militärischen Zwecken erlaubt ($ 1, Z. 1), wenn trotz- 
dem das zur verbotenen Atombombenherstellung benützbare Plutonlum 239 
und 241 In den Brennstäben kolgender Reaktoren von Ihrer Inbetriebnahme an 
hergestellt wird: 


Altenbruch/Cuxhaven; Biblis Block A, B, C und D; Borken; Brokdorf; Brunsbüt- 
tel; Emden; Esanshamm Block 1 und 2; Grafenrheinfeld; Grohnde Block 1 und 
2; Gundremmingen Block 1, 2 und 3; Hamm; Kalkar; Kirschg artshausen; Krüm- . 
mel/Geesthacht; Lingen Block | und 2; Ludwigshafen; Mühlheim-Kärlich; Nek- 
karwestheim Block 1 und 2; Neupotz; Obrigheim; Ohu/lsar; Philippsburg Block 
1 und 2; Pleinting; Stade; Untermain; Vahnum/Bislich Block J und 2; Würgas- 
sen; Wyhl. 

Solange es Gerichte gibt, die ihre Pflicht zur Wahrheitsfindung ernst nehmen und 
die Recht von Unrecht zu unterscheiden wissen, können Sie, lieber Leser nicht sagen, 
daß es auf Sie nicht ankommt. Für die Bewahrung der Bewohnbarkeit unserer 
Mutter Erde und den Fortbestand unseres Volkes ist es von entscheidender Bedeu- 
tung, daß die Öffentlichkeit wahrheitsgemäße Antworten auf obige Fragen bekommt. 
Zögern Sie nicht länger, gegen atomare Rechtswidrigkeiten zu klagen und die 
Hilfe der Gerichte zur Wahrheitsfindung zu nutzen; jeder zusätzliche Kläger ver- 
mindert die Gefahr, daß auf die Gerichte grundgesetzwidriger Druck ausgeübt wird 
und dadurch die Klagen erfolglos bleiben. 

Wenn als technisch letzter Schritt vor der Herstellbarkeit „eigener“ deutscher Atom- 
bomben erst im Emsland (Aschendorf-Hümmling) oder in der Südheide (Lutterloh 
bei Unterlüß oder Lichtenhorst bei Rethem) die WAA-Plutonlumextrahlerungsanlage 
(Wiederaufbereitungsanlage für neutronenbestrahlte Brennstäbe, in denen u. a. bom- 
benfähiges Plutonium erbrütet wurde) steht, wird uns kein Gericht mehr helfen kön- 
nen, wenn wir die Verletzung der Strahlenschutzverordnung, des Atomgesetzes, der 
Europäischen Sozialcharta, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, der Konvention zur Verhütung und Bestrafung des Völkermordes, 
der von mehr als 140 Staaten anerkannten Satzung der Weltgesundheitsorganisation 
und die Mißachtung der Grundgesetzarlikel 1; 2 (2); 6 (1) u. (4); 13 (1); 14; 15; 19; 
20; 25; 26 und 28 durch die Plutoniumhersteller nachweisen. 

Jetzt, ehe die WAA steht, muß Klage zur Verhinderung dieses Unrechts erhoben 
werden. Wenn alle Gegner der Plutonlumerzeugung sich sofort zur Klage ent- 
schließen, entstehen kelnem Kläger Kosten, well es bel der heutigen Gesetzes- 
tage kein Gericht gibt, daß es sich leisten könnte, angesichts von Massenklagen 
die bisher vertuschte Produktion von Bombenplutonium als rechtmäßig gelten zu 
lassen. Sobald jedoch durch Gesetzesanpassungen dieses bisher illegale Vorgehen 
der Plutoniumerzeuger rechtlich unangrellbar gemacht wurde, kommen unsere Kla- 
gen zu spät. Prüfen Sie gewissenhaft, ob Sle durch Unterlassung der Jetzt 
noch möglichen, sinnvollen und aussichtsreichen Klage mitschuldig werden wollen 
am Siegeszug des Plutonlumzeltalters, das die Erde In elnen unbewohnbaren Mond 
zu verwandeln droht. 


WOHIN DES WEGS, SAG AN... 


Yan Walther Boyka 


Achtung vor Rschtegütern anderer Menschen ist dem Schutz» 
Genion selbstverständlich; willkürliche Eingriffe von Mäch” 
tigeren in Eigengüter jodes menschlichen Wesens wie Leben, 
Froiheit, Sicherheit und Gesundheit sollen durch das Recht 
verhindert werden. 


Der Anspruch guf Achtung dieser Schutzgüter wird vom Machte 
Ecaken in seiner Übersteigerten Form mißachtet, Der Rechtse 
wog lst cine manschliche Erfindung zur gawaltlosen Austragung 
von Zonfliiten zwischen Schutzansprüchen und Nachtgebrauch, 
Versussstzung jeder intakten Rechtsordnung ist das Rechtse 
bewubsscin des Einzelnen, Die Stärkumz und ontschlossene 
Betütigmg des. Reohtsbewußtseins halte 
ich für die einzige heute erkennbare Alternative zum Ges 
valtweg, der in Unregierbarkeit mündet und uns demächst 

zu ralloaktiver Asche verglühen lassen könnte. 


Dem !!achtziel derjenigen, die für das Kommen eines weltume 
szernendon Plutoniumregimes wirken, setzen wir unser vom 
rogsiges SohutrxzieN1 entgegen. Auf welchen 
Wegen kann und soll dessen Vorrang durchgesetzt werden ? 
Bchon die alten Römer unterschieden zwischen Personen "sul 
iuris” und "alieni iuris”, zwischen selbstwillig und frend- 
willig bewegten Menschen. Diese beiden Arten von Beweg= 
gründen finden auch wir auf dem Weg, den wir beschreiten, 
um don Vorrang des Schutzdenkens vor dem Machtdenken durch" 
zusetzen. 


Wer den Gewaltweg ablehnt, sollte sich täglich neu fragen: 
Was tat ich heute, um die Erfolgsaussicohten des Rechtzweges 
zu verbessern ? Fand'ich schon all jene, die im Kreise 
meiner Nachbarn, Berufskollegen, Freunde und Verwandten 

zu Kl&gern in Plutoniumprozessen werden können ? Sprach 
ich schon mit den mir bekannten Gewaltgegnern darüber, ` 
daß sie Geld und Hilfe für die Beschreitung des Rechts- 


veges beisteuern sollten ? Habe ich selbst wirklich jede 
Ricsenöglichkeit genutzt und keine Einspruchs- und Bes 
schwamlendglichkeit versäumt ? Kenne ich im Inland oder 
Ausland Wissenschaftler und Fachleute, die als Sachvar= 
ständige den Gerichten bei der Wahrheitsfindung beistehen 


'-kSoanen ? Was kann ich zur Unterstützung der Tätigkeit 


. dor Gutachter beitragen ? Wie könnte ich die Übersetzung 
' Proräsprachiger Veröffentlichungen ins Deutsche erleinh- 


Je cıehr beharrliche Bürger selbstwillig und rechtsbawußt 
‚in disger oder ähnlicher Richtung tätig werden, umso ge» 

, visser führt der Rechtswog zum Erfolg. Daß unger Schutze ` 
ziel auf dam Gewaltwag erreicht wird, halte ich für un» 


> era, wenn diose auch bei uns dem Vorrang des Gesundheits» 
., scohutzes Alensn könnten’? 


wahrscheinlicher; würden doch dabei gerade jene Mothoden 
dor Ischtdsnkor benützt und gastärkt, deren Vorranganspruch 
wir entschieden bastreiten,. Allerdings muß jeder Beflm 
worter das Rochtaweges sich Rechenschaft darüber ablegen, 
cua welchen oeelischen Kraftquellen sich die Entschlossen- 
heit und der Opformut erneuern, die oftmals von den Bes 
schrmitern dos Gewaltwoges in größerem Maße aufgebracht- 
veräsn, als von den Gewaltgegnern. Lassen wir die Antworten 
der Halbherzigen und Unwissenden beiseite, die uns nicht 
weiterbringen und bemühen wir uns, daß uns in Hinkunft 
niemand an Opformut und Entschlossenheit übertrifft, 


Lesen Bie womöglich zur Vorbereitung noch vor dem Besuch der 
Veranstaltungen zum Weltgesundheitstag in Kassel die hier 
abgedruckten, richtungweisenden Gerichtsbeschlüsse durch, 


Bereits zweimal (1973 in Nordenham und 1975 in Glückstadt) 
haben wir zum Weltgesundheitstag ‚sie Liste der ideellen 
Förderer des FORUM HUMANUM mitgeteilt. Für dieses Heft war 
sie Jedoch zu umfangreich; wir werden sie als Sonderheft, 
gemeinsam mit einer Liste von Einwendern und Klägern gegen 
plutoniusträchtige Werke, nocoh nachträglich hirausbringen, 


Vorrang für Gesundheitsschutz 


Zunehmend entsteht im Verlauf der Plutonium-Kontroverse der Eindruck, 
daß für kurzsichtige Geld- und Machtdenker die Volksgesundheit 
kaum mehr istalseine Raubbaugelegenheit; hingegen gilt Schutz- 
denkern de Bewahrung der Volksgesundheit als vorrangiges Ziel. 
FORUM HUMANUM — Deutsches Klägerkomitee für Ökologie und biolo- 
gische Sicherheit und GESUNDES LEBEN — Bund für Krebsverhütung und 
Volksgesundheit veranstalteten als gemeinsamen Beitrag zur Klärung der 
Frage: „Ist Volksgesundheit Raubbauobjekt oder vorrangiges Staatsziel?“ 
zum 


Weltgesundheitstag am 7. April 1977 (Gründonnerstag) 


eine Vortragsreihe in der Außenstelle der Gesamthochschule Kassel 
(ehemals Hochschule der bildenden Künste, 3500 Kassel, Menzeistraße 13) 


Ab 9.30 Uhr Absolv. rer. pol. Walther Soyka, Institut für biologische Sicher- 
heit Bremen: Mögliche Teilschritte zur Durchsetzung des 
Grundrechtes auf Gesundheitsbewahrung — Vorsorgegedanke 
und Mindestbelastungsgebot in der neueren Rechtsprechung; 


Heiner Halberstadt, ÖTV-Gewerkschaftler, Frankfurt: Welche 
Auswirkungen auf Gewerkschaftsstrategien ergeben sich aus 
Umwertungen in Vorrangverhältnissen? 


Prof. Dr. Inge Schmitz-Feuerhake, Universität Bremen: Ent- 
scheidungsprobleme beim Finanzaufwand einerseits zur Hei- 
lung, andererseits zur Verhütung von Strahlenschäden; 


Helmut Boettiger, Wiesbaden: Bewußtseinsentwicklung, Erhö- 
hung des wirtschaftlich nutzbaren Energiedurchflusses und 
gesundheitspolitischer Fortschritt; 


Aussprache und Mittagspause bis 14.30 Uhr. 
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Ab 14.30 Uhr Ing. Heinz Werner Gabriel, Vertreter des DGB im KTA, 
Weinheim: Sicherheit von Kernkraftwerken unter Berücksich- 
tigung des Brennstoffkreislaufes; 


Prof. Dr. Karl Höll, Dr.-Ing. E. h.. Hannover: Meßbare 
Gewässererwärmung als Indikator für Gefährdung der Volks- 
gesundheit; ` 


Aussprache und Pause bis 16.45 Uhr. 


Ab 16.45 Uhr Prof. Dr. Jens Scheer, Universität Bremen: Verhütung der 
Abgabe und Erzeugung von Schadstoffen als meßbarer Bei- 
trag zur Bewahrung der Volksgesundheit; 


Prof. Dr. jur. P.C. Mayer-Tasch, Universität München: Bürger- 
protest gegen Atomspaltenergie und Plutonium. 


Die Aussprache kann auf Wunsch am 8. April 1977 fortgesetzt werden. 


Gäste herzlich willkommen — Spenden erbeten. 


Ca. 190 Seiten, ca. DM 7.— (April) 


à g — Dieses Buch belegt, daß es keine untere 
$o. »Niedrig«- aM Grenze der Gefährlichkeit von Radioak- 


|Strahlun 


; tivität gibt. 
Erscheint im April 
Die tödliche Auswirkung A j 
» geringer Strahlendosen 4 Weitere Buchtitel 
x Aut Kinder und Ungeborene, & finden Sie auf den 
i ER Seiten 153 u. 154. 


Sofortige Lieferung 
durch die Versandbuch- 
handlung Bohlinger 


2251-Wobbenbüll/Husum 





VIIL OVO B 76/74 VII =» 1800 


I D 106/74 3 - Stade 


Beechluß 
in der Verwaltungsrechtssache 


os Herrn Hans Lange, Hamburg 54, Kieler Straße 602, 
Antragstellers und Boschwerdeführers, 


den Niedersächsischen Sozialninister, Hannover, 
Antragsgegner und Beschwerdegegner, 


Beigeladenss Kernkraftwerk Stado Gnbäi, Stade, 


=- Prozeßbevollzächtigters Rechtsanwalt Prof, Dr. Fischerhof, 
FrankZurt/lain, Griliparzerstr.ät" 


wegen 


Betreibung dos Atorkraftwerks 
= Viederherstellung der aufschiebenden Wirkung der Klage 


Der VII. Senat des Oberverwaltungsgerichts für die Länder 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein in — hat am 
22. Novenber 1976 beschlossen: 

Auf die Beschwerde des Algers wird der Beschluß 


des Verwaltungsgerichts Oldenburg - I. Kammer 
Stade - von 31. Juli 1974 geändert, 


Die zufschicbende Wirkung der Klage wird inscweit 
engsordnet, als der angefochtene Bescheid in Vere 
bindurg mit der 6, Teilbetrictsgenehzigung von 7. 
Januar 1972 der Beigeladencen gestattet, stürälich 
~ als Mittelwert - cenr els 


3,5 Curio radioaktive Edolgase,, 
davon höchstens 5 % Krypton 85, 
1,0 Nillicuria radioaktive Aerosole 'und 
3 Mikrocurie Jod 131 
an dio Atmosphäre abzugeben; 
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diese Werte dürfen vorüibergchend um nicht mehr 
als das Zehriachs Überschritten werden, falls 
die For*führung des Betriebes dies zwingend ga- 
bietet und die sofort zu unterrichtende Auf- 
sichtsbelörde zustinnt, 


Der weitergehende Aussetzungsantrag bleibt * 
gewiesen, 


Von den Gerichtsiosten des Aussetzungs- ein- 
schließlich des Beschwerdeverfehrens tragen 
der Kläger zwei Drittel und der beklagte ein 
Drittel. Jeder Boteiligte trägt seine eigenen 
außergerichtlichen Kosten, 


I. 


Der Kläger wendet sich mit einer beim Verwaltungsgericht an=- 
hëngigen Anfechtungsklage gegen die 7. Teilgencknigung zun 
Betrieb des Kernkraftwerks Stade (KKS). Diesen Verwaltungs- 
akt sind fün? Teilgenehnigungen zur Errichtung des KKS 
- darunter die erste Teilgenehaigung von 5. Juni 1968 mit 
Genennigung des Standorts und der Grunäkonzeption des Kern- 
kraftwerks nach Bekanntzichung des Vorhabens und Auslegung . 
der Unterlagen - sowie sechs Teilgenehnigungen zun Betrieb 
des KKS - darunter dio sechste Teilbetricbsgenehnigung vom 
‘7. Januar 1972, mit der die Inbetriebnahme des Kernspaltungs- 
vorganges stufenweise bis zu 100% der vollen Leistung ge- 
stattet wurde =- vorausgegangen; das KKS ist desentsprechend 
"in Jehre 1972 in Betrieb genozaen worden, 


ie vom Beklagten an &, August 1972 ausgefertigte 7. Teilge- 
nehailgung zun Betrieb hat im wesentlichen folgenden Inhalts 
Der Beigeladenen wird gestattet,‘ das KKS eigenverantwortlich 
zu betreiben, nachdem die technische Leitung bisher in den 
Kärden der Firma Sierens AG gelegen hatte, Der Beigeladenen 
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werden zugleich mehrere Auflagen erteilt, insbesondere wird 

ihr aufgegeben, bein Betrieb das TUV-Cutachten zur Inbetrieh- 
nahre zu beachten und bestirnte Prüfurgen durchzuführen, Es 
wird darauf hingewiesen, daß für die endgültige Betriebsge- 
nehnigung alle für die Sicherheit bedeutsenen Daten zusammen- ' 
gestellt werden nüßten. In der Bogründung des Bescheides wird 
festgestellt, daß alle Genehnigungsvoraussetzungen des $ 7 

Abs. 2 Kr. 1 =- 5 des Atomgesetzes (AtomG) erfüllt seien; 

wegen der Genehnigungsvoraussetzungen nach Nr. 2, Nr. 3 und Nr.5 
wird dabei auf frühere Teilgenehmigungen Bezug genomzen, 


Im Genehmigungstescheid ordnete der Beklagte genäß $ 89 

Abs, 2 Nr. L VwGO die sofortige Vollziehung’en und begründete 
dies mit der Notwendigkeit, dio Energieversorgung des Stader 
. Versorgungsrauns sicherzustellen, 


Mit Bekanntnachung vom 28.. August 1972, in der örtlichen Presse 
veröfientlicht an 5. Oktober 1972, wurde auf die Auslegung der 
7. Teilbetriebszenehmigung in der Zeit vom 6. bis 20. Oktober 
1972 hirgewiesen. 


Am 20. Novenber 1972 hat der Kläger in Verwaltungsrechtswege 
Anfechtungsklage gegen die 7. Teilbetriebsgenehnigung erhoden, 
über die noch nicht entschieden ist. An 12, Juli 1974 hat er 
beantragt, 


die aufschiebende Wirkung seiner Klage wiederher- 
zustellen und . 

das Atockraftwerk Stade tis zur Entscheidung über 
seine Kli.ze nit sofortiszer Wirkung stillzulegen. 


Diesen Antrag hat das Verwalturgsgericht Oldenburg - I. Kerter 
Stede - nit Beschlu3 vos 31. Juli 1974 unter Bezugnahne auf 
den Beschluß des Scrats von 29, Juni 1974 (VII ovo B 27/73 = 
VII OVG B 71/73) abgelehnt, 
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Gegen diesen am 2, August 1974 zugestellten Beschluß hat der 
Kliger an 12, August 1974 Beschwerde erhobon, 


Auf das schriftsätzliche Vorbringen der Beteiligten wird ver- 
wiesen. Dio Beiakten des Rechtsstreits VII OVG B 27/73 - VII OVG 
B 71/73 haben dem Serat vorgelegen. l 


'Währerd des Beschwerdeverfahrens sind dem Senat die vom Bundes- 
gesundheitsant - Abteilung Strahlenhygiene - erarbeitete "Studie 
über die Strahlenbelastung in der Umgebung des kKernkraftwerks 
Stade in den Jahren 1972 und 1973 durcn die betrieblichen Ab- 
garten zit der Abluft" von O, Huber und P, Rübenterz (August 
1974) - im folgenden abseküurzt: BG/.-Gutschten - sowie die vom 
Institut für Reaktorsicherhelt verfaßte "Gutachtliche Stellung- 
nahse zu den Fragen des VII. Senats „.." von April 1976 - in 
fclgenden ebgekürzt: IRS-Stellunsnahnme - vorgelegt worden, 

auf ihren Inhalt wird Bezug genoczen. lieben dem in erwähnten 
Beschluß von 20. Juni 1974 (VII OVG B 27/73 - VII OVG B 71/75) 
zusazzengestellten Schrifttum sind noch die Schrift "Zua rich- 
tigen Verständnis der Kernindustrie" der Autorengruppe des Pro- 
Jektes SAIU en der Universitët Breaen, Mai 1975 (abgekürzt: 
SAIU-3roschüre) und die Referate und Diskussionsberichte des 


4. Deutschen Atonrechts-Syzposiums (Göttingen 1975) herangezogen 
worden. 3 


II. 
Die rechtzeitig eingelegte Beschwerde ist zum Teil begründet, 


Nach ständiger Rechtsprechung konnt bei der im Verfahren nach 
- & 80 Abs. 5 VwGO vorzunehnenden Abwägung dcn Interesse des K14- 
gers en einen Vollzugsaufschub regelmäßlg der Vorrang gegenüber 
den öffentlichen Interesse oder dem Interesse des begünstigten 
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Adressaten des Verwaltungsakts an dessen sofortiger Vollzichung 
zu, wenn an der Rechtmäßigkeit des Verwaltungsaktsa erhebliche 
Zweifol bestehen und der Kläger deshalb begründete Aussicht 
auf einen Prozcßerfolg hat. Davon kann zwar nur bei Kicgen 
gesprochen werden, die voraussichtlich nicht schon wegen Une 
zulissigkeit (insbesondere fehlender Betroffenheit des Klä- 
gers durch die geltend gemachte Rechtswidrigseit) abzuwsisen 
sein werden. Insoweit bestehen aber bei einzm Kläzer, der, wie 
hier, etwa 25 kn östlich des genehnigten kernkraftwerks lebt 
und die Möglichxeit einer persönlichen Schädigung durch dessen 
Emissionen und Gefahrenpotential geltend macht, keine Beden- 
ken, zumal wenn sich sein Wohnort noch in einen Bereich be- 
findet, für den auch bei der Planung und Bezutachtung des 
Kernk.raftwerks Gessen Auswirkungen erörtert und abgeschätzt 
worden sind, Daß der tesondere Inhalt der hier angelochtenen 
7. Teildetriebsgenrehnigung einer Überprüfung der atozrecht- 
lichen Genehmigungsvoraussetzungen nicht entgegensteht, ist 

im Beschluß ces Senats vom 19./20. Juni 1974 im einzelnen 
dargelegt worden, Hierauf wird verwiesen. 


In den erwähnten Beschluß ist der Senat zahlreichen auch in 
vorliegenden Verfahren vorgetragenen Befürchtungen und Zwaifein 
an einem gefahrlosen, sicheren Betrieb des KKS nachgegargen. 
An den dort gefundenen Ergebnissen ist zua überwiegenden Toil 
festzuhalten, Der Senat ist außerstande, die Wiederhölung 
zahlreicher schon danals abgehandelter Einwendungen zun Anlaß 
einer nochnmaligen Prüfung der Erfolzsaussichten zu nehnen, 
Damit ist nicht gesagt, da9 dieses Verbringen auch für das 
Hauptverfahren bedeutungslos wäre. Es bedarf jedoch bei der 
gerichtlichen Entscheidung über die Vollzichbarkeit eincs so 
vielschichtigen Reselungskonploxes wie oiner atozrechtlichen 
Genchnigung besondcrer Gründe, ua =- sei es euch auf Antrag 
eines anderen Äligers - nochmals in eine unfassende Abwägung 
cer Erfolgseussichten einzolner Einwendingen einzutreten, 
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Hierzu sah sich der Serat nur im Zusammenhang mit den gench- 
wigten Abgaberaten veranlaßt, Insoweit waren bereits in dem 
Beschluß von 19./20. Juni 1974 deutliche Zweifel an der Ver- 
tretbarkeit der zugelassenen Enission angedeutet worden, aber 
es hat sich jetzt herausgestellt, daß danals noch lückerkafte 
Kenntnisse über das Zustandekonnen der von den Sachverständigen 
erörterten Dosiswerte und deren Zusanaerhang mit den Abgabe- 
raten bestanden, Die vom Beklagten vorgelegte Studie des BGA 
vom August 1974 hat den Senat die hier bestehende Problenatik 
verdeutlicht, Insoweit erschien es geboten, den im Beschluß 
von 19./20. Juni 1974 eingenommenen Standpunkt zu überdenken, 


‚ Es bestehen Zweifel an der Rechtmäßigkeit der im Genekmigungs- 
bescheid von 7. Januar 1972 zugelassenen Abgaberaten für die aus 
‚den Kenin zu enittierende Abluft. Diese Regelurg, auf die in 
der hier enzefochtenen Genehmigung Bezug genonmaen wird, dlert 
der Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen des $ 7 Abs, 2 
Atonsesetz (- AtonG -, jetzt in der Fessung der Bekanntnachung 
von 31. Oktober 1976, BGBl I S. 3053), inebosondere der Vorsorge 
gegen Schäden (Nr. 3), aber euch dem öffentlichen Interesse an der 
Reinhaltu:g der Luft (Nr. 6). Es erscheint jedoch zweifelhaft, 
ob sie inhaltlich den im Strehlenschutzrecht gesetzten Maßstäben 
entspricht und den Anforderungen genügt, die sich aus der Ver- 
pZlichtung des Staates zum Schutz von Leben und Gesundneit er- 
geben. 


4. Die Genehnigungsvoraussetzung des $ 7 Abs. 2 Nr. 3 AtonG 
macht es erforderlich, die Abgabe radioaktiver Stoffe aus dem 
Kernkreftwerk derart zu begrenzen, 


(a) daß die enittierten radioaktiven Stoffe und die von ihnen 
ausgehenden ionisierenden Strahlen keine Gefahren 
für Leben und Gesundheit hervorrufen (vgl. $ 1 Nr. 2 AtonG) 


und 
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(d) daß darüber hinaus auch technisch mögliche kan 
Vorsorge maßnaknen gezen Lebeng- und Ge- 
“ sundheitsr isiken getroffen werden, die 
‚nach dem Stand der Wissonschaft nicht ausgeschlossen 
werden können, 


Denn nach dem Stellenwert des Vorsorgebegriffs im nadernen 
Umweltschutzrecht (vgl. $ 5 Nr. 2 BImSchG und dazu insbe- 
sondere Feldhaus in DÖV 1974, 613) wird damit mehr als nur 
Gefahrenabwehr im herkömmlichen (ordnungsrechtlichen) Sinn 
gefordert: Auch Risiken unterhalb der Gefahrenschwelle sird 
auf kosten der Verursacher von Emissionen unter Einsatz 
technisch verfügbarer Mittel zu vermeiden (vgl. zur Geltung 
dieses Vorsorgebegriffs in Atonrecht und zu seiner vere 
fassungsrechtlichen Verankerung insbesondere Götz, 4. 
Deutsches Atorrechtss;nrosiun, S. 177 ff). Die Definition 
der Gefahrenschwelle wird denit aber nicht entbehrlich; 
Einerseits kann die Abwehr von Gefahren in herk#z=lichen 
ordnungsrechtlichen Sinne aus verfassungsrechtlichen Grüne 
den jedenfalls dann. wenn es un den Schutz von Leben und 
Gesundheit geht, nicht durch dio Begrenztheit technischer 
Abwehrnöglichkeiten eingeschränkt werden (vgl. Götz aa0). 
Andererseits erröglicht erst die Festlegung der Getahren- 
schwelle eine Zinschätzung der Relevanz geringerer Risiken 
: und damit eine Beurteilung der Erforderlichkeit "der dagegen 
zu treffenden. Vorsorge. 


Für die Abgabe radioaktiver Stoffo mit der Abluft ist die 
Gefahrenschwelle nicht durch Rechtsnorzen berechentar 
konkretisiert worden, Was die liengo der Emission (und dazit 

` auch nach der Darstellung des IRS-Gutachtens den entechei= 
derden Ausgangswert für die Strahlenbelastung) betrif?T, fin- 
det sich in den Strahlenschutzvorschriften des AtozG und der 
1.SSVO üterhaupt keine Gronzwertfestsetzung; das Gebot, cie 
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Vertreitung radioaktiver Stoffe so gering wie möglich zu hal- 
ten ($ 21 Nr. 3 der 1. SSVO), besagt deshalb inhaltlich nichts 
wesentlich anderes als die schon aus $ 7 Abs. 2 Nr. 3 AtomG 
herzuleitende Verpflichtung zur Vorsorge gegen schüdliche 
Strahlenwirkungen durch Erissionsbogrenzung,. Im AtozG selbst 
gibt es auch keine Ermächtigung zur Regelung menzermäßiger Ab» 
gabcbegrenzungen dufch Rechtsverordnung. - Dagesen enthält 
zwar $ 12 Nr. 2 AtonG die Ernächtigung, durch Recktsverord- 
nung zu bestinzen, welche Vorsorge dafür zu treffen ist, daß 
bestizate Strahlendosen und bostinnte Konzentratinnen radioakti- 
ver Stoffe in Luft und Wasser nicht überschritten werden. Die 
daraufhin - auch für die nach $ 7 AtonG genchnigungsbeäürftigen 
Arlasen (vgl. $ 55 Abs, a der 1. SSVO) - festgesetzten Dosis - 
und Kənzentrationsgrenzwerte bringen jedoch keine ver>indliche 
Uaschreibung dessen, was für die Bevölkerung in Einwirkungsbe- 
reich der enittierten radioaktiven Stoffe als gefahrlos enzu- 
schen ist, gondern beziehen sich unnittelbar nur auf Ausnahne- 
situationen, die in der unmittelbaren Lagebung des kernkraft- 
‘werks auftreten können: Abgestufte Dosisgrenzwerte sind nur 
für Personen vorgesehen, die beruflich strahlenexponiert sind 
(55 25 ff d. 1. SSVO) oder sonst gelegentlich einen Kontrollbe- 
reich betreten ($ 29 Abs. 1-3 d, 1.SSVO); für die restiiche Be- 
völkerung gilt nur im Extremfall ständigen Aufenthalts in 
"Üderwachungsbereichen" der Dosisgrenzwert von 500 nren Sähr- 
lich ($ 29 Abs. 4 d. 1. SSVO), wotei oin Ubarwachungsbereich 
durch die unnitteltare Nachbarschaft zun (weitgehend unzugäng- 
lichen) Kontrollbereich ($ 22 Abs. 1 und 3 d. 1. SSVO) und die 
Höglichkeit einer bei Daueraufenthalt akkunulierten Dosis von 
450 mrem bis 1,5 rem jährlich gekennzeichnet ist ($ 22 Aus. 2 
iVm Abs. 1). Eine Belastung, die nur für den Ausnahnefall des 
& 29 Abs. 4 bei einem überschauberen und zu überwachenden Per- 
sonerkreis, der sich dem Risiko des Aufenthalts in der Nachbar-, 
schaft des Kerrkraftwerks wohl Üborwiegend bewußt aussetzt, 
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‚toleriert wird, kann nicht als Maßstab zur Bestimmung der 
Gefahrenschwelle angesehen werden, auf die beim Strahlen- 
„schutz für die Gesamtbevölkerung abzustellen ist, Auch die 
nur zur Abgrenzung der Überwachungspereiche verwendete 
Dosis von 150 mrem jührlich ( 22 Abs, 2 d. 1.55Vo) 1ä8t 
keinen sicheren Rückschluß in der Richtung zu, daß der 
Verordnungsgeber eine Dosis in dieser höhe für die Gee | 
samtbevölkerung noch als ohne Strahlengefahr akzeptabel 
ansieht; die Abgrenzung kann auch auf praktischen Erwä- 
gungen beruhen, etwa darauf, daß die ständige Überwachung 
erößerer, von Kernkraftwerk weit entfernt liezender Ge- 
biete ein zu aufwendiges und wenig geeignetes Nittel wäre, 
un dort, wo wegen der wechselnden neteorologischen Verhält- 
nisse nicht zit einer stänlig gleichbleibenden Belastung 
zu rechnen ist, den örtlichen und befristeten Auftreten 
gefäkrlich hober Einzeldosen entgezerzuwirken,. = Auch die 
in $ 34 Abs. 1 iVn Anl. II d. 1.SSVO fostgesetzten Konzen- 
trationshöchstwerte sind, obwohl sie zahlennäßig exakt fest- 
gelegt sind, auf einen Sonderfall zugeschnitten: Sie gel- 
ten für die Grenzlinie voa Kontroll- und Überwachungsbe- 
reichen für den Fall, daß die hier herausgelangende kenta- 
sinierte Luft "entweichen" kann, also nicht in abgeschlossenen 
Räumen des Überwachungsbereichs zurückgzhalten wird. M. a. W. 
schützen diese Grenzwerte zunächst die nicht abgeschlossenen 
Überwachungsbereiche und sollen dort offenbar die Einhaltung 
des Dosisgrenzwerts des $ 29 Abs, 4 d. 1. SSVo sicherstellen; 
denn die Höchstkonzentrationen sind nach den Angaben im IRS- 
.Gutachten so festgelegt, daß bei Daueraufenthalt in einen 
großen, derart kontarzinierten Luftraum durch äußere Be- 
strahlung und Inhalation höchstens eine Dosis von 500 nren 
jährlich erreicht wird. Zwar gibt es Anzeichen dafür, daß 
die Festsetzung der Konzentrationsgrenzwerte außerdem die 
Funktion hat, die Belastung durch Abluftströme auch für 
weiter entfernt liegende Gcbieto zuverlässig zu begrenzen 
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(hierfür sprechen insbesondere die auf kleinste Abluftuengen- 

- cn’ -= bezogene Festsetzung und die sprachlich eindeutige 
Kennzeichnung als Kurzzeithöchstwerte, bei deren Einhaltung 
deshalb unter dem Einfluß der metecrologischen Ausbreitungs«- 
bedingungen auch im unzünstigsten Fall eine Konzentrationsver= 
minderuhg auf wesentlich niedrigere Werte dauernd sicherge- 
stellt wäre). Aber auch wenn $ 34 Abs. 1 iVa Anl. II d. 1.5SVO 
(in stärkerem Maße als im IRS-Gutachten angenornen wird) als- 
Hilfsmittel zur Verhinderung gefährlicher Stranlenbelastung 
auch in der weiteren Ungobung ausgestaltet ist und denent- 
sprechend wirksam genzcht werden sollte, begründet die Zinhal- 
tung der Konzentratiersgrenzwarte allenfeils eine widerlegbare 
Verzutung dahin, daß durch die Abluft keine gefährliche Strah- 
lestelastung kervorgerufen wird; der Veroränungsgeber hat da- 
zit dia Gefchrengrenze schon deshalb nicht fostschreiben 
wollen, weil $ 34 Abs. 3 unter den Gesichtspurkten des gebotenen 
Schutzes bzw, der Vermeidung von Gefährdungen für einzelne oder 
die Allgeneinheit die Anordnung niedrigerer und die Zulassung höher 
Kenzentrationswerte vorsieht und somit deutlich zum Ausdruck 
tringt, da3 die Gefahrenschwelle in konkreten Fall unabhängig 
von den Konzentrationen in der Abluft zu definieren ist, Das 
Auszaß der Uber- oder Unterschreitung der Konzentrationswerte 
durch einen Abluftstrom bietet demnach koinen sicheren Anhalts- 
punkt für das Vorliegen und don Umfang einer Gefahr. l 


Auch das Gebot des § 21 Nr, 2 und Nr. G d, 1. SSVO, die Strahlen= . 
delastung von Personen auch unterhalb der festgesetzten Dosis- 
grenzwerto (einschließlich des $ 29 Abs, 4) zo gering wie möglich 
zu halten und unbeschadet des $ 34 nur möglichst geringe Men- 

en radioaktiver Stoffe zu emittieren, schließt es aus, die Ge- 
fohrenschwelle durch Bezugnahns auf die erwiinnten Grenzwerte 
festzulegen. Denn die Grundsätze des $ 21 dienen nicht nur der 
e Vorsorge, die $ 7 Abs. 2 Nr. 3 AtonG auch uaterkalb der Gefahren«- 
cchwelle für erforderlich hält, sordorn die einleitenden Satz- 
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teile des $ 21 lassen deutlich orkernen, daß höchste 
Rechtsgüter des einzelnen durch die in dieser Vorschrift 
angeordneten Maßnahmen vor Strahlenschäden geschützt were 

den sollen. Auch das Gebot, die festgesetzten Grenzwerte 

so weit wie möglich zu unterschreiten ("Hindostbalastungs- ` 
gebot") dient mithin zunächst dem Schutz des Lebens und 

der Gesundheit vor den Gefahren der Kernenergie (dea Haupt- 
zweck der Ermächtigung des $ 12 iVn $ 1 Nr. 2 AtorG); da- 
neben ist es Ausdruck des Vorsorgeprinzips ‚das nicht 

nur in Wortlaut der Ernächtigungsvorschrift ($ 12 Nr. 2 AtomG) 
aufgegriffen wird, sondern auch nach deren Zwack =- nämlich 
wegen der "schädlichen", wenn auch nicht inner berechenbar 
gefährlichen Wirkung jeder ionisierenden Straklung (vgl. 

8 1 Nr. 2 AtonG) - bei jeder kontrollierten Abgaba redioaktiver 
Stoffe neben den Gasichtspunkt der Gefahrenabwehr in Be- 
tracht zu ziehen ist, 


Die der Beigeladenen erteilte Erlaubnis,bestinnte Nengen 
radioaktiver Stoffe durch den Abiuftkenin abzugeben, ist 
dher - wie es auch auf Scite 42 der 6. Teilbetriebsgenehni- 
gung geschehen ist - zunächst em Verbot gefährdender Eyissioren 
zu messen. Disses Verbot ist zwar an dceutlichsten in $ 34 Abs.3 
Satz 2 d., 1. SSVO formuliert; es gilt aber unabhängig davon, 
ob die Konzentrationszrenzwerte dəs $ 3% Abs. 1 iVa d. Anl.Iıl 
uneingeschränkt auch für die an der Kaninöffnung abgegebenen 
Abluftströne maßgebend sird oder ob für diesa Emissionsquelle 
wegen ihrer exponierten Lage und besonderen Funktion statt- 
-dessen eine Betrachtungsweise getoten ist, die richt so sehr 
auf die Konzentrationen an der KarinöfZnurg als vielmehr 
auf die Mengen der dort emittiorten radioaktiven Stoffe und 
die durch die Kaminhöhe erreichbare Verdünnung abstellt: 
‘Auch unter diesen Aspekt kann eine Enission radioaktiver Stoffe 
in die Sreie Atnosphäre wegen: der nickt achr kontrollier- 
baren Verbreitung und dadurch ermöglichten Einwirkungen auf 

r 
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den menschlichen Körper durch Kußero "Bestrahlung oder In- 
halation (vgl. $ 21 Nr. 3 d. 1.SSYO) nur zugelassen werden, 
wenn und soweit damit keine Gefährdung einzelner verbunden 
ist (unbeschadet einer möglicherweise erforderlichen wei- 
teren Herabsetzung der Emissionswerte unter Vorsorgegesichts- 
punkten). i 


2. Der Begriff der Gefährdung bezeichnet in Strahlenschutz- 
recht ebenso wie im Recht der Gefehrenabwehr eine Schadens- 
wahrscheinlichkeit, die, wenn bedeutende Rechtsgüter wie 
menschliches Leben und menschliche Gesundh2it auf den Spiel 
stehen, schon bei der Möglichkeit der Schädigung einiger weni- 
ger Personen geseben ist (vgl. BVerwG, Urt. Ve 16. 11. 1973 
in DÖV 1974, 207 =- Gewässerverschnutzung durch Tankwagenun- 
fall -; BVerwG, Urt. v. 12. 7. 1973, Buchholz 451.20, $ 24 
GewO, 2 - Gefährdung durch fehlende Fahrkorbtüren -; OVG Lüne»- 
burg, Beschl. v. 20.2.1975, GewArch, S. 303 =- Gaswolken- 
explosion =). ` 


Der Senat folgt nicht der Auffassung des IRS, daß die Gefähr- 
dung durch zu genehnigende Kernkraftwerke nicht nach den 
Grundsätzen dieser Rochtsprechurg zu beurteilen sei, weil sich 
«as Bundesverwaltungsgericht mit einen Sachverhalt aus der 
Eingriffsverwaltung befaßt habe, Abgeschen davon, daß es sich 
dei der Entscheidung Über die Gefährlichkeit von Aufzügen 
ohne Fahrkorbtüren ebenfalls un die an technische Anlagen zu 
stellenden Anforderungen handelte (Gefahrenbegriff im Sinne 
des $ 24 Abs. 1 Satz 1 GewO), vermag es nicht zu Überzeugen, 
wenn argumentiert wird, die Gefährlichkeit als Schranke einer 
Dispensierung vom Verbot der Überschroitung der Konzentrations- 
höchstwerte nach $ 34 Abs, 3 Satz 2 dor 1. SSVO sei nach an- 
deren - und, wie das IRS offenbar meint, für die Beigeladene® 
nilderon - Maßstäben zu beurteilen als die Gefährlichkeit 
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einer durch Ordnungsverfügung abzuwehrenden Störung. Für 

das AtonG und die auf seine Ermächtigungsnornen gestützten 
Rechtsverordnungen gilt vielnehr ein einheitlichor Gefahren- 
begriff ($ 1 Nr. 2 AtonG), der es ausschließt, dem einzelnen 
lebens- oder gesundheitsbedrohende Risiken unter erleichter- 
ten Voraussetzungen aufzubürden, als dies nach den gesetz- 
lichen Bestimnungen über die Abwehr von Gefahren durch sonsti=- 
ge genehmigungs- oder Überwachungsbedürftige technische An- 
lagen, Betriebs- oder Verkehrsvorgänge zulässig ist. 


3. Eine Auslegung der Strahlenschutzverordnung, die die 
im Einzelfall zuzulassenden Abgaberaten, Konzentrations- 
werte und Dosiswerte an diesen Gefanrenbegrif? ausrichtet, 
veraeidet einen Konflikt, der sica endernSalls eus vere 
f2essunzsrechtlichen Zweifeln an der Vereinbarkeit der 
Erzächtigunsszrundlage der 1. SSVO mit dem Grundgesetz er- 
geben könnte, 


Nach $ 12 Abs. 1 Atomgesetz k:an zur Erreichung der in $ 1 
bezeichneten Zwecke, also insbesondere auch zum Schutze von 
Leben und Gesundheit vor den Gefahren der Kernenergie und 
der schädlichen Wirkung ionisierendar Strenlen ($ 1 Nre 2 
AtomG),durch Rechtsverordnung u. a, bestirnt werden, 


2. welche Vorsorge dafür zu treffen ist, da3 be- 
stiumte Strahlendosen und bestinnte Konzentra= 
` tionen radioaktiver Stoffe in Luft und wasser 
nicht überschritten werden, 


Im AtonG selbst sind keine dorartigen Konzentrationen und 
Strahlendosen "bestirat", auch ist nicht festgelegt, welch 
Dosen und Konzentraticnen keine Vorsorgenaßnahren erfordern, 

Da der Gesetzgeber jedoch offenbar beabsichtigte, Geeignete 
Rechtsvorschriften za erlassen, un u, a. die Beachtung der 
Euratoa-Grusdnorzen über die zullssigen HSchstdosen und höchst- 
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konzentrationen sicherzustellen (Art. 33 Abs. 1 iVm Art. 30 
des Euraton-Vertrages von 25. 3. 1957), kann davon auszegan- 
gen werden, daß die Ernächtigung des $ 12 Abs. 1 Nr. 2 auch 
die Befugnis einschließen soll,’ diejenigen Strahlendosen und 
Korzentrationen zu "bestirmen", die hervorgerufen werden düre 
fen, ohne daß dagegen irgendwelche Vorsorgenaßr.ahren getroffen 
werden müßten. Diese Auslegung des $ 12 Abs. 1 Nre 2 Atcazesetz 
erscheint auch deshalb vertretbar, weil sie ihren materiellen 
Gehalt nach nicht weiter geht als die nach dem Wortlaut zwei- 
felsfrei erteilte Ernächtigung, den Grad der Vorsorge festzu- 
legen, der zur Vermeidung höherer Straklendosen und Kenzen- 
trationen zu fordern ist: Auch denit ist es nünlich den Yer- 
oriänungsgeber anheirgegspen, den Sicherheitsstandard zu defi= 
nieren, also die Höhe des bei den einzelnen ín Betracht kozzen- 
cen Vorsorgenaßnahmen noch hinzunchnenden ocer aber strengere 

: Sicherheitsvorkehrungen erfordornden Gesunlheitsrisikos fest- 
zulegen. uk Zi z 


mit der Errächtigung, Grenzwerte fUr Strahlendosen und Konzen=- 
trationen radioektiver Stoffe in Relation zu den jeweils er- 
forderlichen Vorsorgemaßnaknen festzusetzen, ist den Verord=- 
nungsgeber mithin dio Zulassung von Letens- und Gesuncheitsri= 
siken Übertragen worden. Hiergcegen bestehen Bedenken, wenn damit 
für Genchanigungs- und Überwachungsverfakren (z. B. $ 7 Abs. 2 Nr. 
Nr. 5 und $ 17 Abs. 1 und Abs, 4 AtonG) das Maß der abzuwehrender 
Gefährdungen und der erforderlichen Vorsorge verbindlich feste 
gelegt werden sollte, Entscheidungen Über die Eöhe der zuzu- 
lassenden, Risiken, durch die die Grurärechte dess einzelnen er- 
heblich betroffen sein können, dürfen nach der rechtsstaatlichen 
Oränung des Grundgesetzes nicht den Eruessen des Verorduungsge- 
ders anheingestellt werden (vgl. Art. 80 Abs. 1 Satz 2, Art. 129 
Abs. 3 GG). Den Gesetzgeber trifft die Pflicht, zua Schutze des 
Grundrechts aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 CG tätig zu werden; zur Ab» 
wehr letensbedrohender Eingriffe nüssen u, U, sogar Strafvor- 
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schriften erlassen werden (BVerfGE 39, 1, Ls. b, 8. Lb f 

und dazu insbesondere Götz aa0), Diese Schutzpflichten 

können einen Eingriff in die privatwirtschaftliche Ordnung 
auch dann rechtfertigen, wenn es sich nicht un die Abwehr 
gezielter Angriffe auf die körperliche Unversehrtheit han- 
delt, sondern un dio Verminderung oines statistisch berechen- 
baren oder abschätzbaren Risikos (BVerfG, Beschl. V. 14.10.1975, 
I BvL 35.70 u.a., 5. 32 = BVerfGE 40, 196, 221). Die fehlende 
Beweisbarkeit eines Ursachenzusammenhanges zwischen einen 
Risikofaktor und einer konkreten Gesundheltcsbeeinträchtigung 
schränkt dabei die Schutzpflicht des Gesetzgebers nicht ein; 
er ist auch dann zum Tätigwerden berufen, wenn tereits fest- 
steht, daß auch in Zukunft gleichartige, durch sein Ein- 
schreiten nicht zu verhindernde Gasurdheitsschäden auftreten 
werden; es genügt, daß sich die mutzaßliche Zahl der Gesund- 
haltsbeeinträchtigungen durch gesetzliche Sckutzvorkerrung:n 
vermindern 1ä3t, Dabei hat der Gesetzgeber die Wahl der Mittel 
zwischen mehreren gleichgceigneten Vorsorgenaßnchzen; die 
Entscheidung, welches Risiko ohns Vorsorgenaßnahyen toleriert 
werden kann und welche Vorsorgenmethoden zur Vermeidung hökerer 
Risiken vorgeschrieben werden müssen, ist aber in jeden Falle 
aufgrund einer Abwägung zu troffen, bei der die Schutzpflickt 
aus Art. 2 Abs, 1 GG den vorrangigen Maßstab abgeben-muß, wühe 
rend endere Interessen, hier etwa die Sicherung der Versorgung 
der Bevölkerung mit Elektrizität und die wirtschaftliche Sta- 


‚ bilität, demgegenüber nur bezrenzt zum Zuge kornen könren. ' 


Wegen der Bedeutung dieser Abwägung für die höchsten rach den 


"Verfassungsrecht zu schützenäon Rechtsziter kann der Gesetz- 


geber die Entscheidung über die Höhe des tolerablen Letens- 
und Gesundhoitsrisikos nicht delegieren. Erst wenn gesetzlich, 
festgelegt worden ist, welche Risikoschwelle nicht ohne wirx= 
sere Vorsorgemaßrahmen Uterschritten werden darf, kann den 
Vererdnungsgeber die Konkretisierung dieser Kaßnahren über . 
lassen werden, 
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Die Errächtigungsvorschrift dos $ 12 AtonG enthält keine hin- 
reichend testimnbare Risikoschwelle, die der Verordnungsceber 

in praktixkable Dosisgrenzwerte und Höchstkonzentrationen trans- 
fornieren könnte: Die Bezugnahme des $ 12 Abs. 1 auf den in $ 1 
ir, 2 AtorG genannten Schutzzweck verpflichtet den Verordnungs- 
geber zwar, bei der Ausgestaltung des Strahlenschutzrechts für 
die Abwshr von Lebens- und Gesundheitsgefahren und für den 
Schutz vor schädlichen Strahlenwirkungen zu sorgen, trägt je- 
doch nicht dazu bei, diese Begriffe inhaltlich näher zu bestigzon 
Instesondsere bleibt offen, ein wie hohes Risiko dea einzelnen 
"aufgebürdet werden kann, damit sich auch der in $ 1 Nr. 1 AtomnG 
serannte Förderungsszweck verwirklichen 14ßt. - Ein weiterer Zweck 
der Ernächtigung des $ 12 Ats. 1. Nr. 2 AtonG ist es, die Erfülluns 
"internationaler Verpflichtungen der Bundesrepublik auf den Ce- 

: biete der Kernenergie und des Strehlenschutzes zu gewährleisten 
($ 1 Nr. 4 AtonG). Hierzu gehören die Vorschriften des Euratoı- 
Vertrages über den Gesundheltsschutz, Nach Art. 33 des Euratan- 
Vertrages erläßt jeder Mitgliedstaat die geeigneten Rschts- und 
Verwaltungzsvorschriften, un die Bzachtung der festgesetzten Eurator 
Grundnoroen sicherzustellen, Die Grundnorzen für den Gesundheits- 
schutz der Bevölkerung und der Arbeitskräfte gegen die Gefskren 
iorisierender Strahlungen (Art, 30 Abs. 1 Euraton-Vertrag) werden 
nach Art. 31 vom Rat der Europßischen Atomgeseinschaft in einca 
destimnten Verfahren nit qualifizierter Mehrheit festgelest; da- 
dei sind unter Grundnormen u, a, zu verstehen: > 


(a) Die zulässigen Höchstdosen, die ausreichende Sicherheit ge- 
währen, k i 


(b) die Höchstgrenze für die Aussetzung gegenüber schädlichen 
Einflüssen und schädlichen Befall. 


Es erscheint indessen fraslich, ob damit die Bundesrepublik Deutsch: 
land die Definition dezsen, was im Beroich des Strahlenschutzes "au 
' reichende Sicherheit" ist, insgosant an den Rat der-Europäischen At: 
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goneinschaft delegiert hat, so daß der Bundesgssetzzgeber 
danit seiner Pflicht enthoben wäre, unter Abwägung seiner 
Schutzpflicht aus Art. 2 Abs, 2 Satz 1 GG den irnerstaat- 
lich maßgebenden Sicherheltsstandard selbst festzulegen, 
mithin durch Bezugnahze auf die Euratez-Grundnorsen Inhalt 
und Ausmaß der Eranächtigung des $ 12 Nr. 2 AtozG hinreichend 
unschrieben hätte. Eine so weitreichende Bedeutung dürfte 
den Vereinbarungen im Eurato2-Vertrag kaum zukernen,. Danach 
sollen die Grundnormen nur festlegen, welche Sicherheit 
ausreicht, um die Zwecke der Europäischen Atongeacirschaft 
zu erreichen, einschließlich der Aufgabe, einheitliche 
Sicherheitsnormen für den Gesurdheitsschutz der Bevölkerung 
und der Arbeitskräfte aufzustellen (Art. 2 b-des Euraton- 
Vertrages). Danit ist noch nichts Uber den Grad der Sicher- 
heit auszesagt, der in den Kitgliedsstaaten eus anderen 
Gründen gefordert werden tuß, insbesondere aufzrund einer 
gesteigerten Verpflichtung des Gesetzgebers zum Schutze 
menschlichen Lebens und menschlicher Gesundheit, l 


Ohne eine verbindliche Definition der Risikoschwellen be- 
schränkt sich die Bedeutung der Ermächtigung des $ 12 Nr. 2 
Atona dareuf, den Erlaeß technischer Strahlenschutzvor- 
schriften zu ermöglichen, während es den Verordrungsgeber 
danach nicht zukonzt, die Grenzen der zulässigen Eelastung 
der Bevölkerung zu definieren; er mu3 sich insoweit darauf 
beschränken, auf den allgeneinen, auch den Schutzvarschriften 
des Atongesetzes zugrunde liegenden Rechtsbegriff der Sefehr 
($ 4 Nr. 2; $ 17 Abs. G AtozG) Bezug zu nehnen, Hieran kat 
sich die 1. SSVO gehalten, wie oben im einzelnen darzelsgt 
wurden ist. Die Ermächtigungsnorm des $ 12 Nr. 2 AtcaG ist 
mithin einer Auslegung zugänglich, die verfassungsrecntlicäho 
Bedenken dadurch vermeidet, daß. den Gefahrenbegriff bei sr 
Anwendung der Dosisgrenzwerte ynd Höchstkonzentratioren der 
oben entwickelte Stellenwert eingeräust wird. 
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4. Bei Heranziehung der in der zitierten Rechtsprechung ent- 
wickelten Naßstäbe ist zweifelhaft, ob die Belestung der Be- 
vwölkerung, die bei den hier zugelassenen Abgaberaten in Be- 
-tracht korat, noch als ungefährlich bewertet werden kann, 


a) Unnittelbare Strahlenwirkung des Abluftstrons in der nähe», 
ren Umgebung des Kernkraftwerks: 
Bei einer konstanten jährlichen Abgabe von 7 Ci/h zedinastiver 
Edeigase kann es nach den Berechnungen des BGA "em Zaun" zu eine 
maximalen Gamna-Dosis von 10 mrem/a kommen, während sich die i 
maximale Beta-Dosis mit etwa 2 mren/a in 2.000 m Entfernung ein- 
stellt /wo nach der Abbildung 8 des bGA-Gutachtens die Carma- 
Dosis noch 1 mrem/a beträgt). Hierbei ist folgendes zu berück- 
sientigen: Das BGA-Gutachten ermittelt die Jahresdosis unter 
‘der Anrahne einer kontinuierlichen, ständig gleichbleibaenden Ab- 
gabe; für seina Berechnungen verwendet es eiren Über einen län- 
geren Zeitraun genittelten Ausbreiturgsfaktor für die gesante 
Aktivitätsabsabe eines Jahres, ohne eine zeitliche Zuoränung 
der Wetterklasse, Windgeschwindigkeit und Windrichtung zur je- 
'weiligen Abgaberato vorzunehren (S. 8). Dieser Ausgangspunkt 
erscheint kaun vereinbar mit der den späteren Berechnungen: zue | 
grunde gelegten Annahne, daß die höchstzulässige Abgaberate nur 
bei größeren Brennseiementschäden und Leckegen aus den Kreis- 
laufsysten erreicht würde und daß dieser Sachverhalt bel 
größeren Schadensausmaß dazu führen würde, dad das Kraftwerk 
auder Betrieb gesetzt werden milöte, Denn dann wird wahrschein- 
ich eine Situation, in der sich die Abgabe so zshr errönt, daß de) 
Stundennittelwert oder meßtechnische Mittelwert für grö3ere Zeit- 
räune (Seite 4 der 6. Teilbetriebsgenehmigung) auf 7 Ci/h en- 
steigt, tatsächlich meist nur während kürzerer Zeiträuse, da- 
für aber mit kurzfristig durchaus höheren Abgabekonzentraätionen 
ls bei kontinuierlich emittierten 7 Ci/h eintreten, und gerade 
das Zusanzentreffen derart erhöhter Werte mit bestirnten Wetter- 
lagen kann in dem nach der dann vorherrschenden Windrichtung bo- 

zofZenen Sektor zu Dosiswerten führen, die Gle von BGA ohne 
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Zuordnung von Wetterlage und Spitzenabgabezeiten addler- 
ten örtlichen Jahresdosiswerte erheblich überschreiten 
: könnten. Schon wenn sich diese Werte örtlich verdreifach- 
ten, wäre der vom IRS als maßgebend angesehene Dosisgrenz- 
wert von 30 mrem überschritten. Auch wenn auf der Grundlage 
. des BGA-Gutachtens anzunehren ist, daß die Dosiswerte nur $ 
im Nahbereich der Anlage diese Höhe erreichen kënnten, so 
hätte doch der Rezirk, in dem denn noch mit Belastungen 
von 1 dis 10 zrem/a zu rechnen wäre, nach den Angaben des 
BGA-Gutachtens Üter die proportionel zur Entfernung vom 
Kraftwerk (bzw. bei Betastrahlen vom unglinstigsten Auf- 
punkt in 2.000 m Abstand) eintretende Verninderung eine 
erhebliche Flächenausdehnung. 


In ähnlicher Weise können die nach Abbildung 3 des EGA- 
Gutachtens auch bei einem Zustand ohns erhebliche Brenn- 
elenentschäden und Leckagen zu verzeichnenden Schwankungen 
der Abgaberaten Jedenfalls bei Zussmnentrefiien von Spitzen- 
abgabezeiten nit austauscharnen Wetterlagen örtlich zu Dosis- 
werten führon, die nach den Ausgangsüüiberlogungen des BGA 

in seinen Rechenprogramaen nicht erfa3t worden sind, obwohl 
dadurch örtlich die unter Annahre eines kontinuierlichen, 

die zugelassenen Abgaberaten nicht ausschöpfenden Abluftstrozes 
errechnete Belastung durchaus signifikant Überschritten wr- 
den könnte, Es ist zu begrüßen „ daß das IRS diesen Zusamnen- 
| hängen z. Zt. durch Untersuchungen nachgeht, 


d) Überregionale Belastung durch langlebige Nuklide: 

Das BGA weist in seinen Gutachten darauf hin, dad ein langle- 
biges Genisch im Vergleich zu einen kurzlebigen in größcren 
Entfernungen von der Anlage zuneknend en Bedeutung gewinn?, 

da die Gescataktivität der kurzlebisen livklide durch den Zer- 
fall während des Transports stärker verringert werde (Seite 18). 
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Danit wird das besonders im SAIU-Gutachten (Seite 83) heraus- 
gestellte Problem verdeutlicht, daß die undifferenzierte Be- 
grenzung der Abgaberate für radioaktive Edelgase auf 7 Ci/h, 

d. h. auf eine Masse mit einer bestinnten Zanl von Zerfalls- 
vorgängen in der (ersten) Sekunde, die Tendenz fördert, durch 
detriebsinterne Rückhaltevorrichtungen (Ablilingoehälter, Vorzö- 
gerungsstrecken) die Abgabe kurzlebiger, stark strahlender Nukliı 
zu vermindern, ohne daß auf diese Weise die menge der zugleich 
ebzugetanden lengledigen radloaiitiven Stoffe wesentlich vernin- 
dert wird, die gemessen in Ci (d. h. der je Sekunde stattfin- 
denden Kernzerfallsvorgärge) gegenüber den kurzlebigen Kernspal- 
tungsprodukten unbedeutend erscheinen, aber durch ihr viel län- 
geres Verweilen in der Atmosphäre auf die Dauer viel nehr 
Icnisationen hervorrufen, da ihre Masse (= Gesamtzahl der wihrend 
ihrer Verweildauer zerfallenden Atoze) je Ci viel höher ist als 
Sei den kurzlebigen Nikliden. Die Frage der Gefährlichkeit der 
Atgate radigaktiver Edelgase kenn deskalb nicht urabkängig ven 
den enittierten Hengen der einzelnen Nuklide beurteilt werden, 
wenn nicht auszuschließen ist, daß ein hoker Anteil von Edelzasen 
ait niedriger Ci-Zahl abgegeben wird, die sich zwar weiträunig 
in Luftraum verteilen, aber dort Über Jahre hinaus als dauernde 
Quelle von Strahlenwirkungen verweilen. 


Eine solche Quelle dauernder Strahlenbelastungen bildet das 
Krypton 85, das nach dem BGA-Gutachten beim Normalbetrieb 

des Jahres 1972, gemessen in Ci, etwa 6 % der Gesautatgabe 
(1973: etwa 3 % der Gesamtabgabe) an radioaktiven Edelzasen 
auszachte. Seine Halbwertzeit ist mit 10,3 Jahren etwa 7COmal 
länger als die des Xenon 133 (Halbwertzeit 5,3 Tage), das nach 
Angeben des BGA den bei weitem überwiegenden Teil des Ci-tertes 
der Abluft ausnachte (1972: 2.059 Ci von insgesamt 2.445 Ci; 
1973: 2.172 Ci von insgesant 2.613 Ci). Bei Berücksichtigung der 
Relation zwischen Halbwertzeit und Aktivität Je Hasseneinhrit 
(Leck Seite 23) dürfte davon auszugehen sein, daß die emittierte 
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Kenge von Xrypton 85 in den beiden genannten Jehren ca,20 

dis kOnal größer gowesen ist als die Mengo der anderen enittier- 
ten Edelgase, Bemerkenswert erscheint, deß die Tabelle 

3.4/2 des Sicherheitsgutachtens sogar noch zu einen höheren 
Anteil der Krypton 85-Aktivität im Reaktorkühlsystea (und 
danit grundsätzlich auch in der Abluft, deren Aktivität 
wesentlich durch Leckagen des Kühlsysteas bedingt ist ) 

gelangt (ca. 10 % der in ci / mꝰ angegebenen Werte für die 
einzelnen Nuklide, auch bei defekten Brennstäben),. Die Dauer- 
abgabe solcher Hengen an Krypton 85, die im Rahxren der ge- 
nehnigten Abgeberaten bei Einsatz weiterer betrieblicher 
Verzögerungsstrecken für die Übrigen radioaktiven Edelgase 
noch erhöht werden könnte, droht überrezional, insbesondere 

bei Hinzutreten dər Esissionen anderer Kernkraftwerke, eine 
erhebliche Stranlenbelastung nach sich zu ziehen. Bezogen auf 
die Bundesrepublik insgesamt, wird bei einer Enissicn von 

10? cı/a (Emission des Kernkraftwerks Stede 1972/73: durch- 
schnittlich 102 Ci/a) unter der Annahme, daß sich nur 1,7 % 
dieses Gases in der untersten Luftschicht (bis 109 2) ansannelt, 
mit 0,015 uren/a (als langfristigen Gleichgewichtszustand) gs- 
rechnet (Kernenergie und Uzwelt, S. 39); die globale Belastung 
für das Jahr 2000 wird auf 2 mrez/a geschätzt ( aaO S. 96), wo- 
dei offenbar eine erheblich stärkere weltweite Energieerzeugung 
durch Kernkraftwerke, aber euch eine Ausbreitung Über die g2- 
santo 'Erdatzmospnäre unterstellt wird. Nach den SAIU-Cutachten 
(S. 96) gibt es auch höhere Schätzungen, Diecabei angenonzene 
nahezu gleichmäßige Verteilung in der gesaaten Atzosphäre 

läst offen, ob.es in einzelnen Regionen zu größeren Ansenm- 
lungen dieses Stoffs kornen kann. Wegen dieses weltweiten 
Krypton-85-Problens sind Edelgas-Rückhalteanlzgen entwickel? 
"worden (Kernenergie und Umwelt, S. 97: Anlage zur quantitativen 
Rückhaltung, also offenbar solcho, die nicht lediglich mit 
Abklingbehältern und Verzögerungsstrecken arbeiten). Der Ein- . 
dau derartiger Rückhalteanlagen ist im KKS, soweit ersichtlich, - 
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! nicht vorgesehen, Dabei mag erwogen worden sein; daß die 
‚Krypton-85-Belastung durch das KKS, für sich allein go- 
schen, selbst bei einer Erhöhung des Krypton-85-Anteils an der 
Gesamtenission und Ausschöpfung.der genchnmigten Atgaberaten 
noch relativ gering wäre. Hierauf kann es jedoch bei einer 
Abschätzung der Gefährlichkeit nicht ausschlaggebend en- 
kommen, Wegen der Größe des Raumes, Über den sich enittier- 
tes Krypton 85 während seiner langen Verweildauer ausbrei- 
tet, wirkt sich die Enission eines einzelnen Kernkraftwerks 
‚hier nur als nitwirkende Ursache neben den Emissionen eller 
anderen, auch der in anderen Ländern betriebenen Kernkraftwerke 
Wiederaufarbeitungsanlagen usw, aus, Erst alle zusarmen bewirke: 
die Währscheinlichkeit eines allmühlichen weltweiten Anstiegs 
der Unwelt-Radioaktivität um einen Wert, der nach den erwähnten 
Abschätzungen in ebscehbarer Zeit die Größenordnung von 1 nren 
erreichen würde, wenn keine Vorsorgenaßnahnen eingeleitet werden 
Wegen der Eigenart des Zustandekomnens dieser Belastung ist 
“eine Abwehr nur durch Beschrärkung der Krypton-85-Enaission jeder 
einzelnen Kernenergie-Anl2ge möglich; die Vorsorge muß hier also 
weit unterhalb der Schwelle einer.von diesen Werk als solchem 
ausgeherden Gefahr: durch das gerade hier emittierte Krypton 85 
einsetzen. - Die Tragweite des Krypton-85-Problens wird aller- 
dinzs durch den Hinweis (Kernenergie und Unwelt, S. 36 iVa S. 32) 
abgeschwächt, daß die für die Bevölkerung relevante Haut- bzw. 
Gonadendosis um den Faktor 70 niecriger liege,als bei der ge- 
setzlichen Festlegung der Konzentrationswerte unterstellt worden 
sei. Dergegenüber scheint die in der SAIU-Broschüre (S. 95) er- 
wähnte Möglichkeit einer Inkorporation durch die Lunge und einer 


Verteilung im Körper infolge der Löslichkeit im Blut und Fett- 
h daran‘ darauf hinzudeuten, daß Krypton 85 rule nicht nur 
' durch -4ußere Bestrahlung der. Haut eelevant ist 


c) Anreicherungsvorgänge 
Nach dem BGA-Gutachten (S. 19) würde die —— Emission 
von 2hpci/n Jod 131 w4hrond eines Jahres dei der kritischen Be- 
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völkerungsgruppe =» den Kleinkindern = zu einer Schilddrüsen- 
dosis von 3 nren/a "em nächsten Weidenlatz" (d.h, offenbar 
dei regelräßigen Trinken der dort erzeugten Milch) führen; 

in 10 ka Abstand wäre noch nit einer Dosis von 1 mren zu 
rechnen, Auch die Abbildung 7 des EGA-Gutachtens 153t erkennen, 
daß die Jod-131-Dosis bei der für 1973 festgestellten Emission 
zwar mit zunehzender Entfernung abnimmt, aber in 30 - 40 km 
Entfernung icrner noch 0,04 mrem, d. h, etwa 1/10 des im Ab- 
stand von nur 2 ka angesetzten Wertes (0,5 mrem) ausmacht, 

Bei stärkerer Ausschöpfung der Abzabenrate bliebe deshalb die 
Schilddrüsendosis in einen breiten Streifen nördlich und 
sudlich von Hanburg in der Größesordnung ven 1 mren/a 
(Schildärüsendosis für Kleinkinder). Auf diese Weise könnte 
ein wesentlicher .Teil der Milchversorgung Hanturgs spürbaren 
Auswirkungen dor Emissionen des KKS ausgesetzt sein. 


Wenn des entzegenzekalten würde, daß die Schilddrüsendosis 
nicht der Ganzkörperdosis entspreche, sondern auf der beson- 
Acren-Jod-Anreicherung in der Schildärüsc teruke, während 

die damit gleichzeitig verursachte Ganzkörperdosis um Grö3en- 
ordnungen kleiner sei, so wäre den en*gegenzuhalten, 439 bei 
der Abschätzurg der Gefährlichkeit im Sinzo des $ 34 Abs. 3 
Satz 2 der 1. SSVO die in der Einheit "Ren" ausgedrückte 
biologische Wirksamkeit einer Strahlendosis nicht schon des- 
halb wesentlich geringer bewertet werden kanr, weil sie bei 
einer bestimnten Strahlenart nur für ein einzelnes Organ frst- 
stellbar ist; jedenfalls dann, wenn eine hierdurer verursa:n- 
te Erkrankung dieses Organs für Leben und Gesundheit des De- 
troffenen gleich kritisch ist wie eine gleich intensive 
„Bestrahlung des ganzen Körpers oder einzelner anderer Crfire, 
wird man einen in bezug auf diesos Organ zu erwartenden Reine 
Werd wegen dor im übrigen anzuneknenden Unbedenklichkeit dirsor 
Strahlenart nicht auder acht lassen dürfen. Ob wegen des çe- 
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Tingen Anteils der kritischen Bevölkerungsgruppe an der in 

Eirwirkungsbereich der Enissionen lebenden Gosantbevölkerung 
die Gefährlichkeit geringer eingeschätzt werden kann, ist be- 
reits eine Frage der rechtlichen kürdigung (Einfluß der Größe 


.des betroffenen Personenkreises auf die Höhe des Risikos). 


Dabei wird die besonders betroffene Gruppe nicht als unbedeu- 
tender Bevölkerungsteil angesehen werden können; so enthält 
die ICRP-Publikation Nr, 9 eine besondere Enpfehlung Über die 
Schilddrüsendosis bei "Kindern bis 16 Jahren"; danach wäre 
mit einer Betroffenheit von immerhin ca, einen Viertel der Be- 
völkerung im’Einwirkungsbereich der Enissionen zu rechnen. 


Auf mögliche erhöhte Belastungen durch Synergisnen (vgl. Beweis“ 
deschlu3 des Senats vom 15. Səpteaber 1976 - VIL OVG A 61/75 -) 
und genetische Stranlenwirkungen soll hier nur hingewiesen wer- 
den; es, ist anzunennen, daß im Hauptverfahren insoweit bereits 


"Beweisergebnisse vorliegen werden, die eine Abschätzung der Gefähr- 


lichkeit dieser Auswirkungen örmöglichen werden, 


5. Die hiernach in der näheren und weiteren Umgebung in Betracht 
zu ziehenden Belastungen nähern sich den Bereich der Gefahren- 
schwelle in Sinne des $ 34 Abs, 3 Satz 2 der 1. SSVO. Jedenfalls 
bewegen sie sich aber in einem Bereich, in den =- auch wenn die 
Gefahrenschwelle noch nicht erreicht sein sollte - das Vorsorge- 


‘| prinzip eine. Risikoverminderung durch Einsatz technischer Ver- 


fahren zur Verringerung der Abgaberaten’ und damit der zu er- 
wartänden Dosiswerte erforderlich macht, Denn geressen an der 


. Gefahrenschwelle ist der Unterschied zwischen den bei Aussghöpfen 


der Abgaberaten zu errechnenden Strahlendosen (10 mrem/a Ganz- 
körperbestrahlung, 3 nrem/a Schilddrüsenbelastung) und den durch 
Herabsetzung der Abgaberaten erreichbaren niedrigeren Verten 
icht irrelevant gering. Nach den in der Wissenschaft diskutierten 
Abschätzungen dürfte danit gerechnet werden künnen,daß bei einen 
Ausschöpfen der in der 6. Teilbetriebsgenehmigung zugelassenen 
Abgaberaten einzelne Personen im Einwirkungsbereich der Emissionen 
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infolge der im Laufe der Zeit akkumulierten kleinen 
‚Strahlendosen en Krebs erkranken werden. Die Zahl der zu- 
sätzlichen Leukämie- und Krebstodesfälle bei einer Lebens- 
altersdosis von 1 rad (entsprechend 1.rem) wird von Jacobi 
mit 10 Personen bei einer Million Betroffener angegeben 
(Allgemeine Strahlenbelastung des modernen Menschen Seite 743 
vgl. auch OVG Münster, Urteil vom 20. Februar 1975, VII A 911/69 
Seite 53 fT); andere Schätzungen sind erheblich unglinstiger 
(BEIR-Report: bei einer Million Betroffener 200 Krebstote 
durch 1 rad). Die Abschätzung Jacobis berücksichtigt bereits 
den von ihm behaupteten nicht = linearen Verlauf der Dosis- 
Wirkungsbeziehung im Falle der Langzeitbestrahlung (ver- 
' glichen mit den für die Ausgangswerte seines Gedenkengangs 
kennzeichnenden Kurzzeitbestrahlungen mit einer hohen Dosis, 
insbesondere durch die Atombombenexplosimen in Hiroshima und 
Nagasaki). Er hält ferner - bei Vernachlässigung des Ein- 
flusses einer Latenzzeit - eine Rückrechnung in der Veise f 
für vertretbar, daß bei 0,1 rem/a 1 zusätzlicher Krebstodes- 
fall jährlich, bei 0,02 rer/a 0,2 zusätzliche Krebstodesfälle 
jährlich, jeweils bezogen auf 1 Million Betroffene, zu er 
warten seien (aa0 S. 75). Bei Strahlendosen un 10 nrem/a 
wäre danach bei etwa i0-jähriger Belastung mit einen Krebs- 
todesfall je 1 Million Betroffener zu rechnen, bei einen 
größeren betroffenen Personenkreis schon entsprechend früher, 
Da die von Jacobi für eine nichtlineare Dosis-Wirkungs- 
Beziehung angeführten Gründe in der wissenschaftlichen Dis- 
kussion noch nicht dazu geführt haben, daß allgemein von 
der vorsichtigeren linearen Abschätzung abgegangen wurde 
(vgl. etwa Rausch, 4. Deutsches Atonrechtssymposiun S. 277 fT), 
erscheint es geboten, für die Anwendung des Gefährdungs- und 
des Vorsorgebegriffs weiterhin auch eine Abschätzung, die 
dei Jährlicher Belastung von 17 mrem mit 1,7 zusätzlichen 
Krebstodesfällen bei 1 Million Betroffener rechnet (vgl. 
Rausch S. 286), als den Stand der Wissenschaft entsprechend 
anzusehen, 
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Dabei wird nicht verkannt, daß sich diese Schützungen auf 

die Auswirkungen zusätzlicher Strahlenbelastungen beziehen, 
die weit unterhalb der durchschnittlichen natürlichen 
Strahlenbelastung und in der Größenordnung ihrer regionalen 
Schwankungen liegen, und-daß wegen der Ähnlichkeit der von 
natürlichen und von künstlichen Strahlungsquellen ausgehenden 
Wirkungen voraussichtlich niemals der konkrete Nachweis 
geführt werden kann, ob ein durch eine geringe Strahlendosis 
ausgelöster Schaden auf natürliche Radioaktivität, auf son- 
stıge (z. B, medizinische) Strahlenbelastung oder auf die 
durch die Emissionen eines Kernkraftwerks erhöhte Umwelt- 
redioaktivität zurückzuführen ist, Diese Nachweisschwierig- 
keit ändert nichts daran, daß die Abgabe eines radioaktiven 
Stoffes im Rechtssinn eine Ursache für die Schäden setzt, 
die durch die von diesen Soff ausgshenden Strahlen irgendwo 
und irgendwarn ausgelöst werden. Das gilt Jedenfalls für die 
vom Verursacherprinzip beherrschten Rechtsbereiche, in denen 
es nicht darun geht, konkrete Kausalzusamnerhänge aufzudecken, 
sondern entstehende Kausalverläufe zu stoppen, bevor gefahren- 


*trächtige Substanzen außer Kontrolle geraten, Eine gesetzlich 


gebotene Gefahrenabwehr wird daher schon dann einsetzen nüssen, 
wenn die Naturgesetze eine Schadensverursachung wahrscheinlich 
nachen, mag diese auch nicht konkret nachvollziehbar sein und 
mögen auch andere, nicht beherrschbare Risikofaktoren gleich- 
artige, vielleicht sogar zahlenmäßig überwiegende Verursachungs- 
ketten in Lauf setzen, Die im Bereich Kleiner Strahlendosen 
ohne Erfahrungswerte lediglich nach den Gesetzen der Mathematik 
und Statistik gesonr.enen 'Abschätzungen der zu erwärterden 
schädlichen Wirkungen liefern deshalb für die hier anzustollen- 
den Erwägungen hinreichend genaue Ausgangswerte. Abgaberaten, 
die Risiken dieser Größenordnung eintreten lassen, wercen mithin 
rechtlich nicht vernachlässigt werden können. Zwar mag dem 
einzelnen ein zusätzliches Krebsrisiko von 1 3 1.000.000 oder 
weniger angesichts der allgenein bestebsüten Infektions-, Unfall- 
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und Umweltgefahren cowie aes hohen Risikos "spontaner" 
Erkrankungen als unbedeutend erscheinen., Darauf dürfte 

es jedoch bei der Anwendung der in Schutzgesetzen vorgese- 
henen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und Risikoverainderung 
nicht ankommen., Es erscheint vielmehr geboten, auf das be- 
drohte Rechtsgut derjenigen einzelnen Per- 
sonen abzustellen, die infolge der durch die Immission er- 
höhten, eine größere Bevölkerung gleichartig belasten- 

den Umweltradioaktivität mit erheblicher Wahrschein- 
lichkeit an einem lebensbedrohenden Krebsleiden erkranken 
müßten. Wenn solche berechenbaren zusätzlichen Krebsfälle 
durch Festsetzung niedrigerer Abgaberaten vermieden werden 
können, dient dies der Abwendung einer Gefahr für Leib und 
Leben einzelner, Ihre rechtliche Erheblichkeit wird kaun 
‚dadurch eingeschränkt werden können, daß in anderen (oft 
allerdings einer Regleuentierung weniger zugänglichen) 
Lebensbereichen ein gleich hohes oder höheres Lebensrisiko 
besteht; (so lag das Lebensrisiko durch Benutzung von 
.Fehrkörben okne Fahrkorbtüren sicherlich erheblich nicdri- 
ger als das durch die Geschwindigkeiten im Straßenverkehr 
bedingte Risiko; gleichwohl war dies kein Gesichtspunkt, 
der es rechtfertigte, den Batreibern von Aufzl' -zn die nicht 
unbeträchtlichen Investitionen für den Einbau von Fahr- 
korbtüren zu ersparen.) Weder die Zehl der Verkehrstoten 
noch der Krebsfälle infolge von: Industrie- oder Kfz,-Abgas- 
Iumissionen wird sich deshalb als Argument gegen die Be- 
erenzung der Abgaberaten zur Vermeidung nur vereinzelt 
erwarteter Strahlenkrebserkrankungen verwenden lasscn. Da 
das Gesetz sogar schon eire "Gemeingefahr" anzenomaen hat, 
wenn Leib oder Leben auch nur eines einzigen Menschen be- 
droht waren ($ 315 Abs. 3 StGB a. F.), wird die berechenbare 
lebensbecrohende Erkankung einzolner Personen auch im Sinne 
der Vorschriften Über die Begrenzung von Imnmissionen als 
GofZahr angesprochen werden müssen, Dies gilt unabhlngig da= 
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von; : ob sich unter den Tausenden von Krebsfällen ("spontane 
Krebsräte") die wenigen identifizieren lassen werden, zu 
denen die zugelassenen Innissionen eines Kernkraftwerkes 
wesentlich beigetragen haben (vgl. Beschl. d. Sen. v. 20.6. 
497%, DVBl 1975, 190 f, 197, unter Auseinandersetzung nit der Thesg 
Jacobis von der Irrelevanz einer innerhalb der statistischen 
‚Schwankungsbreite licgenden Risikoerhöhung). Denn es dürfte 
keinen rechtlichen Gesichtspunkt geben, der es erröglichte, 
den-Gefahrenbegriff als entscheidenden Ausgangspunkt des den 
einzelnen zu gewährenden Rechtsgüterschutzes von den Grad 
der konkreten Erkennbarkeit eines Kausalzusamzenhanges zwi- 
'schen Einwirkung und Schadensfolge abhärgig zu machen, wenn 
feststeht, daß die Rechtsgüter einzelner Personei git statisti- 
scher Gewißheit verletzt werden. Insbesondere dürfte es nicht 
dea Gebot der Verhältniswäßigkeit staatlichen Handelns ent- 
eprechen, unter Hinweis auf die weitgehende Unvorhersehbrarkeit 
von Krebserkrankungen gegerüber der Verbreitung krebser- 
zeugender Substanzen großzügiger zu verfahren als gegenüber 
‚dar Verursachung anderer Lebensgsfahren, die nicht durch eine 
: dea gcenschlichen Fassungsverasgen weitgehend entrückte "spone 
tane” Erkrankungsrate überlagert werden, 


Wenn in den Gefahrenbegriff die nur statistisch belegbaren 
Schädigungen einzelner Angehöriger eines großen, gleichartigen 
Irmissionen ausgesetzten Personenkreises einbezogen werden, 
so gewinnt damit allerdings für die Gefahrenabwehr der - aus 
ddr Sicht des einzelnen mehr zufällige - Gesichtspunkt er- 
hebliche Bedeutung, wie groß im Verhältnis zur Wahrschein- 
lichkeit des Schadenseintritts der Kreis der potentiell Be- 
troffenen ist. Die Möglichkeit, deß ein einzelner tödlich l 
erkrankt, bleibt also außer Betracht, wenn der Kreis der 
Belasteten so begrenzt ist, daß nach den Gesetzen der 
Statistik nit einer Risikoverwirklichung innerkelb dieses 
Personenkreises nicht zu rechnen ist. Hier zeigt sich, daß 
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der Gefehrendegriff - auch bei der in der Recht- 

sprechung entwickelten Berücksichtigung der Schwere 

der drohenden Rochtsgutverletzung für den anzuwendenden- 
Wahrscheinlichkaitsgrad - nur begrenzt leistungsfüunig 

ist, und welche Bedeutung dem Vorsorgeprinzip zukonüt, 

wenn es als Gebot zur Verminderung von Schädigungszäg- 
lichkeiten - losgelöst vom Erfordernis einer Wahrschein- 
lichkeit des Schedenseintritts - verstanden wird, Der 
Gefahrenbegriff verzag auch Rechtsgüter höchsten Ranges 

nur bis zur Grenze einer noch - sei es auch nur sta- 
tistisch - wahrscheinlichen Schädigung zu schützen, 

führt hior also letztlicn zu einer Abhängigkeit des Lebens- 
schutzes von der Bevölkerungsdichte. Demgegenüber wird 

sich das Vorsorgegebot in einen Bereich von Dosisbelastungen, 
in den der Gesichtspunkt der Schädligungswahrscheinlich- 
keit zu einen örtlich differenzierten Grundrechts=- ’ 7 
schutz führen und danit die Grenzen der Rechtsanwendung 
sprengen würds, wneingeschrärkt entfalten können, Ob den 
Vorsorgeprinzip eine untere Grenze gesetzt ist, insbesondere 
ob der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit das Hinnehnen 
destirnter Risiken wegen des hohen Kostenaufwandes 

gebietet, den inre Vermeidung verursachen würde, be- 

darf hier keiner Erörterung. Denn die hier in Betracht - 
kommenden Risiken reichen nehe an die Gefahrenschwelle 
heran. Auch ist zu berücksichtigen, dad der Antragsgegner 
und die Beigeladene im bisherigen Verfahren nicht zu er- 
kennen gegeben haben, daß eine deutliche Unterschreitung der 
genehmigten Abgaberaten erhebliche Kosten oder Betriebsein- 
schränkungen erforderlich machen würde. In Gegenteil lassen 
die für die Jahre 1972 und 1973 mitgoteilten tatsächlichen 
Abgaberaten erkennen, daß eine Unterschreitung der genchnig- 
ten Werto onne woiteros möglich ist, 
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Es kann nier demnach unentschieden bleiben, ob eine’ Jahres- 
dosis von 10 mren em ungünstigsten Punkt in der Nähe das 
Kernkraftwerks in dcm hier betroffenen, im Nahbereich noch 
teilweise ländlichen Gebiet mit allerdings zunehnender Be- 
siedlungsdichte bereits eine Gefährdung bedeutet, die zun 
Schutze von Leben und Gesundheit durch Begrenzung der Abgabe- 
raten abgewehrt werden nuß, Die mit dieser Dosis in der Um- 

` gebung hervorgerufene Risikoerhöhung dürfte aber ausreichen, 
um Vorsorgeanordnungen zu rechtfertigen, und zwar nicht nur 
mit Rücksicht auf die in der unmittalbaren Iiachbarschaft 
wohrnenden, dieser Dosis voll ausgesetzten Personen, mag auch 
deren relativ geringe Anzahl noch kein Eirschreiten unter ` Z 
den Gesichtspunkt der Gefahrenabwehr rechtfertigen, sondern j 
auch zu Gunsten der weiter entfernt lebenden Bevölkerung, 
insbesondere der in der Hauptwindrichtung gelegenen west- 
lichen Nachbargemeinden und Stadtteile hanburgs, die jeden- 
falls bei ungünstigen Ausbreitungsbedirgungen und Anreiche=- 
Tungsvorgängen noch Belastungen ausgesetzt sein könnten, 

die für einzelne Personen ein nicht ganz fernliegendes 
Erkrankungsrisiko bedeuteten, Wenn $ 7 AtonG iVn $ 21 Nr. 2 
der 1. SSVO eine Herabsetzung dieses Risikos durch technisch. 
mögliche Vorkehrungen gebieten, so dient diese Vorsorge nach 
Ansicht des Senats dem Lebensschutz jedes cinzelnen, der 
wegen Seines Aufenthalts in Einwirkungsbereich des Kernkraft- 
werks zu den. wenigen Einzelpersonen gehören kann, bei denen 
nach statistischen Gesetzen bei einer höheren Abgaberate 

nit schädlichen Auswirkungen zu rechnen ist (vgl. zum nach- 
barschützenden Inhalt des Gebots der Vorsorge gegen schäd- 
liche Unwelteinwirkungen jetzt auch OVG Münster, Urt, v. 

7. 7. 19/6 = VII A 1804/75 =, während dasselbe Gericht zum 
Mindestbelastungsgebot im Würgassen-Urteil von 20. 2. 1975 

= S. 73 =- noch eine abweichende Auffassung vertreten hat). 
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Der Senat hält es nach alledem für geboten, die im Tenor 
dieses Beschlusses eusgesprochena Teilaussetzung enzuordncn, 
Dobei sind die Enissionswerte für radioaktive Edelgase 

und Aerosole je un die Hälfte und der Wert für Jod 131 
entsprechend dem maßgeberden TUV-Gutachten zur Inbetrieb=- 
nahze (vgl. Beschluß des Senats vom 20. 6, 1974 S. 39) 
herabgesetzt worden, Eine Herabsetzung der zullissigen Ab- 
gaberaten in dem angegebehen Umfang erscheint Zur die Ve 
Sahrensdauer als geeigneter Weg, um die Einhaltung wahr- 
scheinlich ungefährlicher und auch dem Vorsorgezebot ent- 
sprechender Strahlendosiswerte zu erreichen. Zwar steht 
nicht nit letzter Sicherheit fest, daß die Grenzwerte dieser 
Zwischenentscheidung auch auf die Dauer einen für 

die Allgemeinheit und für einzelne (nicht dort tZätige) Per- 
soren unrgefährlichen und hinreichend risikofreien Betrieb 
des Kerskraftverks gewährleisten, Die bis zur abschlie?enien 
Eıtscheidung in der Hauptsache akkunulierte Dosis wird 

danit ater nach den Starde der wissenschaftlichen Erkerni=13, 
soweit daren Resuitate don Senat zugäinzlich sind, so weit 
geher.d vernindert, Caß das verbloibende Risiko jJedenfelis 


| vorübergehend toleriert werden kann. 


Die Interessen des Betreibers des Kernkraftwerks und die Be- 
lange einer ausgewogenen öffentlichen Energieversorgungsiirs- 
schaft werden in Übrigen durch die in diesem Beschluß ange- 
ordnete Teilaussetzung nicht beeinträchtigt, denn rach den 
Vorbringen des Antragsgesners und der Beigeiedenen ist es 
bisher technisch möglich gewesen, beim Betrieb des iKS die in 
den Genchniguhgen genannten Abgaberaten wesentlich zu untsr= 
schreiten. Anzeicken dafür, daß sich dies bis zur Entscheidmr 
im Hauptverfahren ändern könnte, sind nicht ersichtlich, is 


Die Kostenentscheidung ergibt sich aus $ 155 Abs. 1 VwGO. Da 
den Antrag teilwoise stattgegeben ist, entspricht es nicht 
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der Billigxkeit, den Antragsteller mit autergerichtlichen 
Kosten der Beigeladeren zu telasten ($ 162 Abs. 2 Vwi0); der 
Beteiligung an Prozeßrisiro wird hier ausroichend Rechnung 
getragen, wenn sie nicht zu den Gerichtskosten herangezogen 
wird, dafür aber - wie die übrigen Beteiligten - ihre au3er- 
gerichtlichen Kosten ssIbst trägt, 


Hennig Dr. Klein Sommer 
K è a] 
N b N Ausgefertigt: 
— — Mint RU 
din a 2 . N Gerichtsangeste"to 


Caa Tan F i — usg Geschäftsstelle 
Er. — A ; —— 
Ds — 


Im Don Carlos von Schiller 
sagt der blinde Großinquisitor: 


„Der Derwejung lieber, als der Freiheit" 


Wir wollen verhüten, daß Plutonium dieses Schicksal wahrmacht | 


Lesen Sie bitte selbst im 3. und 5. Akt des Don Carlos jeweils den 10. Auftritt 
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Beschluß 


In den Verwaltungsrechtsstreit 


der Üverstudienrätin Helga Vowinckel, Kurfürstenstraße 45, 
5400 Koblenz, 


- Antragstellerin - 
gegen 


das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Minister für 
Wirtschaft und Verkehr, Bauhofstraße 4, 6500 Mainz, 


- Antragsgegner - 


Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Hermann Eicher, 
“ Oderstraße 13, 6500 Mainz, 


beigeladen: 


4. Firma Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk, 
Aktiengesellschaft, vertreten durch das Vorstands- 
mitglied Werner Rinke, den Generalbevollmächtigten 
Günther Scheuten und den Handlungsbevollmächtigten 
Dr. Dietmar Kuhnt, 

Kruppstraße 5, 4300 Essen, 


2. Konsortium Firma Brown, Boveri & Cie. Aktienzesell- 
schaft, vertreten durch die Prokuristen Hans-Joachim 
Lück und Günther Burbolt und 
Firma Babcock-Brown, Boveri Reaktor, Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, vertreten durch die Geschäfts- 
führer Theo Küpper und Dr. Alfred Schatz, 

Heppenheimer Straße 17-23, 6800 Mannheim, 


3. Firma Hochtief Aktiengesellschaft, vertreten durch 
daa Vorstandsmitglied Willy Holly und den Prokuristen 
Dr. Herzog, 

Bockenheimer Landstraße 24, 6000 Frankfurt/Main, 


Prozeßbevollmächtigte der Beigeladenen zu 1,2 und 3: 


Rechtsanwälte Notar Dr. H. Kümmerlein, Notar Dr. R. Rust, 
Notar Dr. J. Simon, Notar M. Mühle, Dr. W. Günther, 

Dr. P. Ising, Dr. H. Kümmerlein und F.-J. Scheuthen, 
Huyssenallee 58-64, 4300 Essen, 


wegen Anfechtung einer atomrechtlichen Baufreigabe; 
hier: Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 


hat die 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz 
unter Mitwirkung des 
Vorsitzenden Richters am Verwaltunzsgericht Dr. Schunk 


Richters am Verwaltungsgericht Dawin 
Richters Hehner 


am 4. Februar 1977 
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beschlossen: 


1. Die aufschiebende Wirkung der Klage gegen 
den 7. Freigabebescheid des Ministeriums für 
Wirtschaft und Verkehr des Antragsgegners. 
vom 24, Juni 1976 wird wiederhergestellt. 


2. Der Antragsgegner hat die Kosten des Verfahrens 
zur Hälfte, die Beigeladenen haben die Kosten 
des Verfahrens je zu einem Sechstel zu tragen. 


3. Der Streitwert wird auf 4.000,-- DM festgesetzt, 


Gründe 
J. 


Mit Bescheid vom 9. Januar 1975 erteilte das Ministerium 
für Wirtschaft und Verkehr des Antragsgegners den Beige- 
ladenen eine Erste Teilgenehmigung zur Errichtung eines 
Kernkraftwerkes in Mülheim-Kärlich und ordnete die sofortige 
Vollziehung des Bescheides an. Über die hiergegen von der 
Antragstellerin am 31. Januar 1975 erhobene Klage 

- 7 K 20/75 - ist noch nicht entschieden. Einen von der 
Antragstellerin gleichzeitig gestellten Antrag auf Wieder- 
herstellung der aufschiebenden Wirkung lehnte das erkennende 
Gericht mit Beschluß vom 1. August 1975 - 7 L 6/75 - ab. 
Die hiergegen eingelegte Beschwerde wies das Oberverwal- 
tungsgericht Rheinland-Pfalz mit Beschluß vom 9. Juni 1976 

- 1 B 66/75 - zurück. 


Nach Teil II Ziffer 1 des Genehmigungsbescheides vom 

9. Januar 1975 darf mit der Errichtung von im einzelnen 
aufgeführten Anlageteilen, darunter auch das Reaktorge- 
bäude und das Zwischengebä4ude, erst begonnen werden, wenn 
die Genehmigungsbehörde schriftlich die Freigabe erteilt 
hat. Die Freigabeerteilung darf erst erfolgen, wenn die 
Begutachtung durch den Technischen Überwachungs-Verein 
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Rheinland e.V., Köln (TÜV Rheinland) in ausreichendem Um- 
fang durchgeführt ist und der Genehmigungsbehörde jeweils 
eine positive gutachtliche Stellungnahme des TÜV Rheinland 
zur Errichtung vorliegt. 


Im Hinblick darauf beantragte die Beigeladene zu 1) am 
20. Januar 1975 bei dem Antragsgegner die Baufreigabe 
folgender Anlagenteile: 


1. Gesamtanordnung des Kernkraftwerkes 
2. Fundamente des Reaktorgebäudes 


3. Außenzylinder und Ringräume für das Reaktor- 
gebäude bis zur Kote + 5,2 m 


4. Betonkalotte für das Stahlhüllenauflager 


5. die ersten 5 Zonen des Sicherheitsbehälters 
mit Vergießen. 


Das Ministerium für Wirtschaft und Verkehr des Antrags- 
gegners gab daraufhin mit 1. Freigabebescheid vom 6. Juni 
1975 die Errichtung der Fundamente des Reaktorgebäudes 
frei. Diese Freigabe stützte sich ebenso wie die darauf- 
folgende 2. Freigabe vom 18. August 1975, die sich auf 
den Außenzylinder und Ringräume bis Kote + 5,2 m sowie 
Betonkalotte für das Stahlhüllenauflager bezog, auf das 
Sicherheitsgutachten des TÜV Rheinland, Teil 2, vom 


-April 1974 mit 1. Nachtrag vom April 1975, der die Ände- 


rung der Gesamtanordnung der Gebäude des Kernkraftwerkes 
zum Gegenstand hat. Mit 5. Freigabebescheid vom 27.Februar 
1976 wurde dann das Reaktorgebäude außerhalb des Sicher- 
heitsbehälters bis zur Kote + 13,5 m bzw.+10,35 m im 
Sektor 36° - 0° - 324° freigegeben. 


Mit 7. Freigabebescheid vom 24.Juni 1976 gab das Ministerium 
für Wirtschaft und Verkehr schließlich die Errichtung des 


‚Reaktorgebäudes oberhalb Kote + 13,5 m bzw. + 10,35 m im 


Sektor 36° - 0° - 324°, das Zwischengebäude sowie weitere 
-h- 
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Anlageteile frei. Dieser Freigabe lag das Sicherheitsgut- 
achten des TUV Rheinland, Teil 5, vom April 1976 zugrunde. 


Mit Schriftsatz vom 23. Juli 1976, eingegangen bei Gericht 
am 26. Juli 1976, hat die Antragstellerin gegen diese 
7. Baufreigabe Klage erhoben und gleichzeitig beantragt, 


die Vollziehung des 7. Freigabebescheides vom 
24. Juni -1976 auszusetzen, 


Nachdem das Ministerium für Wirtschaft und Verkehr des 
Antragsgegners am 16, November 1976 die sofortige Voll- 
ziehung der 7. Freigabe vom 24. Juni 1976 angeordnet hatte, 
beantragt die Antragstellerin nunmehr mit Schriftsatz vom 
22. Dezenber 1976, 


die sofortige Vollziehung des 7. Freigabebescheides 
vom 16. November 197€ aufzuheben und die aufschiebende 
Wirkung ihrer Klage wiederherzustellen,. 


Zur Begründung ihres Antrages trägt die Antragstellerin 
vor: Die angefochtene Freigabe, die als Verwaltungsakt zu 
qualifizieren sei, beeinträchtige sie in mehrfacher Hin- 
sicht in ihren Rechten. So hätten die Beigeladenen bei der 
freigegebenen Errichtung des Kernkraftwerkes die Gesant- 
anordnung der Gebäude wesentlich verändert. Unter anderen 
hätten sie die Kompaktbauweise verlassen und die Anlage in 
drei Gebäudskomplexe aufgeteilt. Hierbei hätten sie das 
Reaktorgebäude verlagert und das Reaktorhilfsanlagenge- 
bäude verändert. Diese Änderungen ergäben sich aus dem 
Sicherheitsgutachten des Technischen Überwachungs-Vereins 
Rheinland e.V. (1. Nachtrag zum Teil 2 - April 1975 -). 
Sie verminderten die Sicherheit gegen äußere Einwirkungen, 
wie unter anderem aus den Richtlinien des Bundesministers 
des Innern für den Schutz von Kernkraftwerken gegen Drucke 
wellen aus chemischen Reaktionen (Stand: März 1976) hervor-. 
gehe. Die Änderungen seien wesentlich und bedürften einer 
Genehmigung nach $ 7 des Atomgesetzes, 
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Im übrigen weise die Bodenplatte des Reaktorgebäudes Risse 
auf und dem Gebäude fehle die notwendige statische Festig- 
keit für die Erfüllung von unabdingbaren Sicherheitsan- 
forderungen. Zudem habe der Antragsgegner die Baufreigabe 
erteilt, ohne den Beigeladenen die Sicherheitsauflagen zu 
machen, die die Reaktorsicherheitskommission im Mai 1976 

für den geplanten Reaktor der BASF in Ludwigshafen, insbe- 
sondere bezüglich des Berstschutzes, empfohlen habe. Schließ- 
lich sei die Baufreigabe auch deshalb rechtswidrig, weil 

die Societ& Luxembourgeoise des Centrales Nuclkaires (SCN), 
die die Anlage innehabe und als eigentliche Betreiberin des 
Kernkraftwerkes anzusehen sei, keine atomrechtliche Genehmi- 
gung besitze. 


Der Antragsgegner beantragt, 
den Antrag abzulehnen, 


Zur Begründung trägt er vor: Der Antrag sei bereits des- 
halb unzulässig, weil die angefochtene Freigabe kein an- 
fechtbarer Verwaltungsakt, sondern nur eine vorbeugende, 
zusätzliche Schutzmaßnahme in Erfüllung der Anforderungen 
des $ 19 AtG sei. Zumindest aber könne die Freigabe keine 
Rechte der Antragstellerin verletzen, die nicht schon 

durch die gleichfalls angefochtene Erste Teilgenehmigung 
verletzt seien. Jedenfalls sei der Antrag unbegründet. Die 
Änderung der Gebäudeanordnung, die schon im Erdbeben- bzw. 
Baugrund- und Gründungsgutachten von 1973/74 empfohlen und 
im Genehmigungsverfahren beachtet’ worden sei, erfülle ledig- 
lich die Verpflichtung der Genehmigungsbehörde, bei neuen 
Erkenntnissen über entsprechende Auflagen den höchsten 
Sicherheitsgrad herzustellen. Die von der Antragstellerin 
herangezogene Richtlinie des Bundesministeriums des Innern 
finde auf das vorliegende Verfahren keine Anwendung; zudem 
seien die durch die einzuhaltenden Schutzabstäinde bezweckten 
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Sicherheitsanforderungen durch primäre Sicherheitsmaß- 
nehmen wie beispielsweise die Begrenzung der Tonnage ge- 
währleistet. Die sonstigen Einwände der Antragstellerin 
bezüglich Rißbildung, mangelnder Berstsicherung und der 
Beteiligung der SCN gingen gleichfalls fehl, 


Die Beigeladenen beantragen gleichfalls, 
den Antrag abzulehnen. 


Sie schließen sich mit eingehenden Sach- und Rechtsaus- 
fZührungen dem Vorbringen des Antragsgegners an. 


Wegen des Sach - und Streitstandes im einzelnen wird auf 
die Schriftsätze der Beteiligten sowie auf die Gerichts- 
akten 7 K 235/76 und die sich bei diesen Gerichtsakten be- 
£findlichen Akten des Ministeriums für Wirtschaft und Ver- 
kehr bezüglich des 1. Freigabebescheides vom 6. Juni 1975 
und des 7. Freigabebescheides vom 24. Juni 1976 Bezug ge- 
nommen. 


II. 


Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
hat Erfolg. 


Der Antrag ist verfahrensrechtlich nicht zu beanstanden, 

Die Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO - vom 21, Januar 1960 
(BGBl. I S. 17) kennt zwei Arten des vorläufigen Rechts- 
schutzes, und zwar einmal die Wiederherstellung oder An- 
ordnung der aufschiebenden Wirkung nach $ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO und zum anderen den Erlaß einer einstweiligen Anordnung 
nach $ 123 Abs. 1 VwGO. Im vorliegenden Fall kann vorläufiger 
Rechtsschutz nach $ 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO gewährt werden, 

Die formellen Voraussetzungen dieser Vorschrift sind 
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gegeben, weil sich die Antragstellerin mit einer Anſech- 
tungsklage gegen einen - wie noch näher auszuführen sein 
wird - Verwaltungsakt, nämlich den 7. Freigabebescheid 

vom 24, Juni 1976, gewandt und das Ministerium für Wirt- 
schaft und Verkehr des Antragsgegners am 16. November 1976 
die sofortige Vollziehung dieses Bescheides angeordnet hat. 
Dabei ist unerheblich, daß dieser Verwaltungsakt Doppel- 
wirkung hat, denn auch insoweit haben die Rechtsbehelfe 

eines Dritten, der sich durch die einen anderen begünstigende 
behördliche Entscheidung in seinen Rechten betroffen fühlt, 
grundsätzlich die in $ 80 Abs. 1 VwGO geregelte aufschiebende 
Wirkung. Sofern diese Rechtsfolge, wie im vorliegenden Fall, 
durch die behördliche Anordnung der sofortigen Vollziehung 
ausgeschlossen worden ist ($ 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO), richtet 
sich der vorläufige Rechtsschutz durch die Gerichte nach 

der Regelung des $ 80 Abs. 5 VwGO (vgl. OVG Rheinland- jpt 
Beschluß vom 9. Juni 1976 - 1 B 66/75 -). 


Entgegen der Auffassung des Antragsgegners und der Beige- 
ladenen handelt es sich bei der angefochtenen 7. Freigabe 
vom 24, Juni 1976 um einen den vorläufigen Rechtsschutz 
nach $ 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO eröffnenden Verwaltungsakt. 
Nach $ 35 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes - VwVfG - 
vom 25. Mai 1976 (BGBl. I S. 1253), das auf das vorliegende 
Verfahren anzuwenden ist (vgl. $ 1 Abs. 1 Nr. 2, $ 96 Abs. 1 
VwV£G), ist ein Verwaltungsakt jede Verfügung, Entscheidung 
oder andere hoheitliche Maßnahme, die eine Behörde zur 
Regelung eines Einzelfalles auf dem Gebiet des öffentichen 
Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkungen 

nach außen gerichtet ist. Diese Voraussetzungen erfüllt die 
angefochtene Freigabe vom 24, Juni 1976. j 


"Nach Teil II Nr. 1 der Ersten Teilgenehmigung vom 9. Januar 
1975 darf mit der Errichtung von im einzelnen aufgeführten 
Anlagenteilen, darunter das Reaktor- und das Zwischenge- 
bäude, erst begonnen werden, wenn die Genehmigungsbehörde 
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schriftlich die Freigabe erteilt hat. Die Freigabe wird 
erst erteilt, wenn die Begutachtung durch den Technischen 
Überwachungs-Verein Rheinland e.V., Köln (TÜV Rheinland), 
in ausreichendem Umfang durchgeführt ist und der Genehni- 
gungsbehörde jeweils eine positive gutachtliche Stellung- 
nahme des TÜV Rheinland zur Errichtung vorliegt. Mit dieser 
Bestimmung konkretisierte der Antragsgegner als Genehni- 
gungsbehörde in einem Teilbereich seine in $ 19 des Atom- 
gesetzes - AtomG - in der insoweit unveränderten Neufassung 
des Gesetzes vom 51. Oktober 1976 (BGBl. I S. 3053) nieder- 
gelegte staatliche Aufsichtspflicht. Nach $ 19 Abs, 1 Atomt 
unterliegen u.a. der Umgang und Verkehr mit radioaktiven 
Stoffen, die Errichtung, der Betrieb und der Besitz von 
Anlagen der in $$ 7 und 11 Abs. 1 Nr. 2 AtomG bezeichneten 
Art der staatlichen Aufsicht. Die Aufsichtsbehörden haben 
insbesondere darüber zu wachen, daß nicht gegen die Vor- 
schriften dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen, die hierauf beruhenden An- 
oränungen und Verfügungen der Aufsichtsbehörden und die 
Bestimmungen des Bescheides tiber die Genehmigung oder all- 
gemeine Zulassung verstoßen wird und daß nachträgliche Auf- 
lagen eingehalten werden. Diese Aufsichtspflicht, insbe- | 
sondere was die Überwachung der Bestimmungen des Genehai- 
gungsbescheides betrifft, hat der Antragsgegner in Teil II 
Nr. 1 der Ersten Teilgenehmigung insoweit formell geregelt 
und ausgestaltet, als er die endgültige Errichtung be- 
stimmter Anlagenteile jeweils von einer vorgeschalteten, 
förmlichen Freigabe nach einer vorhergehenden positiven 
gutachtlichen Stellungnahme des TUV Rheinland abhängig 
machte, Diese Regelung, mit der der Antragsgegner offen- 
sichtlich dem Umstand, daß zwischen Genehmigung und tat- 
sächlicher Errichtung häufig ein längerer Zeitraum liegen 
kann, Rechnung tragen wolte, unterliegt keinen rechtlichen 
Bedenken. Zwar sieht $ 19 Abs. 1 AtomG nicht ausdrücklich 
eine solche vorherige schriftliche Freigabe vor. Diese 
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Vorschrift Uberläßt es vielmehr der Aufsichtsbehörde, in 
welcher Weise und in welcher Rechtsform sie ihrer Aufsichts- 
und Überwachungspflicht nachkommen will, schließt also auch 
die Möglichkeit der förmlichen Freigabe bestimmter Anlagen- 
teile in Gestalt eines Verwaltungsaktes ein. Von dieser 
eine besonders effektive Überwachung und Kontrolle gewähr- 
le&tenden Möglichkeit hat der Antragsgegner im vorliegenden, 
Genehmigungsverfahren Gebrauch gemacht. - 


Wenn nach Teil II Nr. 1 der Ersten Teilgenehmigung mit der 
Errichtung bestimmter Anlagenteile erst begonnen werden 
darf, wenn die Genehmigungsbehörde zuvor schriftlich die 
Freigabe erteilt hat, so folgt umgekehrt daraus zwingend, 
daß die Beigeladenen als Betreiber des Kernkraftwerkes ohne 
diese Freigabe gehindert wären, die betreffenden Anlagen- 
teile zu errichten. Vielmehr erlangen die Beigeladenen 
diese Befugnis erst mit der Freigabe, die die einen Einzel- 
fall regelnde, verbindliche Erklärung beinhaltet, daß die 
jeweiligen Anlagenteile insbesondere mit den Anordnungen 
des Genehmigungsbescheides übereinstimmen und nunmehr end- 
gültig errichtet werden dürfen, Diese Freigabe hat somit 
unmittelbare Rechtswirkungen nach außen, denn sie räumt den 
Beigeladenen als außerhalb der Verwaltung stehenden Adressa- 
ten das Recht ein, die betreffenden Anlagenteile nach den 
im Freigabeverfahren auf ihre Übereinstimmung mit den An- 
ordnungen des Genehmigungsbescheides geprüften Plänen und 
Unterlagen zu errichten, 


Die gegen.diese rechtliche Beurteilung der Freigabe seitens 
des Antragsgegners und der Beigeladenen vorgebrachten Ein- 
wände sind unbegründet, Daß die Freigabe nicht, wie die 
Beigeladeren meinen, den Charakter einer verwaltungsinternen '` 
Kontrollmaßnahme hat, bedarfnach dem zuvor Dargelegten keiner 
näheren Erörterung. Andererseits ist dem Antragsgegner und 
den Beigeladenen zwar darin zuzustimmen, daß die Freigaben 
keine nachträglichen Genehmigungen im Sinne des $ 7 Atom 
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sind (so auch ausdrücklich OVG Rheinland-Pfalz, aa0, S. 31). 
Eine andere Auslegung würde nämlich, wie an anderer Stelle 
noch eingehend darzulegen sein wird, im Widerspruch zu den 
Regelungen des Atomgesetzes stehen, das das Genehmigungs- 
verfahren an strenge, förmliche Voraussetzungen geknüpft 
hat. Daraus folgt aber keineswegs, daß die Genehmigungsbe- 
hörde ihre hoheitliche Tätigkeit im Rahmen des $ 19 AtonG 
nicht auch in Form von Verwaltungsakten wahrnehmen kann. 
Nach allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungsrechts sind 

die Organe der vollziehenden Gewalt vielmehr in aller Regel 
befugt, zur hoheitlichen Erfüllung ihrer Verwaltungsauf- 
gaben Verwaltungsakte zu erlassen. Soweit sich diese Be- 
fugnis nicht aus gesetzlichen Einzelvorschriften ergibt, 
beruht sie auf Gewohnheitsrecht (so die ständige Recht- 
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts, vgl. z.B. BVerwGE 
19, 245). 


Unter diesen Voraussetzungen geht auch die Berufung der 
Beigeladenen auf das Urteil des Verwaltungsgerichts Minden 
vom 13. Mai 1976 - 2 K 923/73 - fehl. Zwar handelte es sich 
euch im vom VG Minden entschiedenen Fall um Maßnahmen im 
Rahmen der staatlichen Aufsicht gemäß $ 19 AtomG, denen 

der Charakter eines Verwaltungsaktes abgesprochen wurde. 
Diese Entscheidung steht aber nicht im Widerspruch zur 

bier vertretenen Rechtsauffassung, wonach es der Aufsichts- 
behörde, wie ausgeführt, grundsätzlich frei steht, wie und 
in welcher Rechtsform sie ihrer Aufsichtspflicht im Rahmen 
des $ 19 AtomG im einzelnen nachkommen will. Entscheidend 
ist - insoweit unterscheidet sich der vorliegende von dem 
vom VG Minden entschiedenen Fall grundlegend -, daß es sich 
bei der hier angefochtenen Freigabe um eine Maßnahme handelt, 
die ausdrücklich in der Ersten T&eilgenehmigung geregelt, 
dort an bestimmte Voraussetzungen geknüpft ist und die des- 
halb einen konstitutiven und rechtsbegründenden Charakter 
hat, weil die Beigeladenen erst nach ausdrücklicher Frei- 
gabeerteilung die betreffenden Anlagenteile errichten können. 
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Einer solchen formellen Grundlage und Ausgestaltung ent- 
dehrten die Aufsichtsmaßnahmen im vom VG Minden entschie- 
denen Fall. Während in jenem Fall die Betreiber des Kern- 
kraftwerkes Würgassen die in den Teilgenehmigungsbescheiden 
vom 27. September 1971 und 31. Oktober 1972 genehmigten 
Anlagenteile und Systeme ohne ein weiteres föruliches 
Prüfungsverfahren errichten konnten und die Genehmigungs- 
dehörde sich während der Errichtung lediglich auf eine form- 
lose, vorbeugende Wahrnehmung ihrer Aufsichtspflicht im 
Rahmen des $ 19 AtomG beschränkte, hat der Antragsgegner 

im vorliege: ::ı:. Fall in Teil II Nr. 1 der Ersten Teilgenehmi- 
gung ausdrücklich ein förmliches Freigabe- und Prüfungsver- 
fahren vorgesehen mit der Maßgabe, daß die jeweiligen An- 
lagenteile ohne die vorherige schriftliche Freigabe, die 
insbesondere die Feststellung beinhaltet, daß die freige- 
gebenen Anlagenteile mit den im Genehmigungsbescheid ge- 
nehmigten übereinstimmen, nicht errichtet werden dürfen. 
Dieser förmlichen Ausgestaltung und ihrer rechtsbegründenden 
Wirkung gegenüber den Beigeladenen wegen gehen diese Frei- 
gaben eindeutig über den Charakter rein routinemäßiger und 
vorbeugender Kontrollmaßnahmen hinaus, ohne allerdings die 
ausschließliche Form der staatlichen Aufsicht im Rahmen 

des $ 19 AtomG darzustellen. Denn daß der Antragsgegner 
neben diesen formellen Freigaben zu darüber hinausgehenden, 
formlosen Aufsichts- und Kontrollmaßnahmen im Rahmen des 

$ 19 AtomG nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet 
ist, bedarf keiner weiteren Darlegung. 


Auch aus anderen Gründen ergeben sich keine Zweifel an der 
Zuliäsigkeit des gestellten Antrages. Auch wenn man der 
Auffassung folgt, da8 ein Antrag nach $ 80 Abs. 5 VwGO all- 
gemein voraussetzt, daß der Antragsteller in zulässiger 
Weise Klage erhoben hat und dabei insbesondere gemäß $ 42 
Abs. 2 VwGO geltend machen kann, durch den angefochtenen 
Verwaltungsakt in seinen Rechten verletzt zu sein (ao VGH 
Baden-Württemberg in ESVGH 24, 238 und 24, 81 sowie 
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Beschluß vom B. Oktober 1975 - X 351/75 -, teilweise ver- 
öffentlicht in DÖV 1975, 744), so ist dieses Erfordernis 
hier erfüllt. Zu berücksichtigen ist zwar, daß ein Verwal- 
tungsakt mit Doppelwirkung, durch den einerseits der 
Adressat, hier die Beigeladenen, begünstigt und anderer- 
seits ein Dritter belastet wird, durch den Dritten nur in 
eingeschränkten Maße anfechtbar ist. Dazu reicht nicht aus, 
daß nach dem Vorbringen des Betroffenen der Verwaltungsakt 
rechtswidrig sein kann. Der Dritte muß vielmehr geltend 
machen können, der Verwaltungsakt verletze rechtliche Vor- 
schriften, die nicht nur dem allgemeinen öffentlichen 
Interesse, sondern auch den besonderen Belangen des klagen- 
den Dritten zu dienen bestimmt sind, mit der Folge, daß er 
einen Rechtsanspruch auf Einhaltung der betreffenden Vor- 
schriften hat (vgl. OVG Rheinland-Pfalz, aa0, S. 16). 


Diese Voraussetzungen sind hier gegeben. Wie das OVG 
Rheinland-Pfalz und die erkennende Kammer in ihren Be- 
schlüssen vom 9. Juni 1976 - 1 B 66/75 - bzw. 1. August 

1975 - 7 L 6/75 -, auf die insoweit Bezug genommen wird, 
bereits entschieden haben, ist die nur wenige Kilometer vom 
Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich entfernt wohnende Antrag- 
stellerin zur Anfechtung der Ersten Teilgenehaigung vom 

9. Januar 1975 befugt, weil der Antragsgegner bei Erlaß 
dieses atomaren Genehmigungsbescheides auch solche Vor- 
schriften zu beachten hatte, die die Interessen der Antrag- 
stellerin schützen. Aus ähnlichen Gründen ist auch die Klage- 
befugnis der Antragstellerin gegen den angefochtenen 7. Frei- 
gabebescheid zu bejahen. Nach $ 1 Nr. 2 ist es eine wesent- 
liche Zweckbestimmung des Atomgesetzes, Leben, Gesundheit 
und Sachgüter vor den Gefahren der Kernenergie und der 
schädlichen Wirkung ionisierender Strahlen zu schützen, Die 
sich für die Aufsichtsbehörden aus dieser gesetzlichen Zweck- 
bestimmung auch und gerade im Interesse der unnittelbar 
betroffenen Bevölkerung ergebenden Pflichten beschränken 
sich nun keineswegs nur auf das eigentliche Genehmigungs- 
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verfahren und die Prüfung der Frage, ob bei der Genehmigung 
im Sinne des $ 7 Abs. 2 Nr. 2 die nach dem Stand von Wissen- 
schaft und Technik erforderliche Vorsorge gegen Schäden 
durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage getroffen 
ist, Vielmehr erstreckt sich die staatliche Aufsichts- 
pflicht, wie $ 19 .AtomG ausdrücklich bestimmt, auch auf | 
die Zeit nach Erteilung der Errichtungs- und Betriebsge- 
nehmigung. Insbesondere hat die Aufsichtsbehörde nach $ 19 
Abs. 1 Satz 2 AtomG auch darüber zu wachen, daß die Be- 
stimmungen des Genehmigungsbescheides eingehalten werden. 
Dieser Genehmigungsbescheid, der das Ergebnis eines in der 
Atomanlagen-Verordnung - AtomAnlVO - in der Fassung vom 
29. Oktober 1970 (BGBl, I S. 1518) ausführlich geregelten 
und an strenge formelle Voraussetzungen geknüpfte Genehmi- 
gungsverfahren ist, in dem unter Beteiligung weiter Kreise 
der Bevölkerung vorgebrachte Einwendungen eingehend erörtert 
und dann abschließend beschieden werden, beinhaltet die 
Feststellung der Genehmigungsbehörde, daß die Anlage in 
der genehmigten Fore den Vorschriften des Atomgesetzes ent- 
spricht und insbesondere auch die nach dem Stand von Wissen- 
schaft und Technik erforderliche Vorsorge gegen Schäden 
durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage getroffen 
ist. Infolgedessen hat jeder, dessen Leben, Gesundheit und 
Sachgüter im Sinne $ 1 Nr. 2 AtonG vor den Gefahren der 
Kernenergie und den schädlichen Wirkungen ionisierender 
Strahlen geschützt werden soll, dessen Belange im Genehmi- 
gungsverfahren eingehend berücksichtigt worden sind und 
dem folglih eine Klagebefugnis gegen die Teilgenehmigung 
zusteht, einen Rechtsanspruch darauf, daß die Bestimmungen 
des Genehmigungsbescheides, soweit sie seine Interessen 
berühren, bei der Errichtung eingehalten werden. Aus diesem 
Grunde ist die Antragstellerin jedenfalls insoweit klagebe- 
fugt im Sinne des $ 42 Abs. 2 VwGO, als sie geltend macht, 
die mit dem angefochtenen Bescheid vom 24. Juni 1976 frei- 
gegebenen Anlagenteile wichen von den in der Ersten Teil- 
genehmigung genehmigten in wesentlichen, ihre rechtlich 
geschützen Interessen berührenden Punkten ab. 
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Schließlich ergeben sich entgegen der Auffassung des An- 
tragsgegners und der Beigeladenen gegen die Zulässigkeit 
des Antrages auch keine Bedenken aus dem Gesichtspunkt der 
Rechtshängigkeit eines den gleichen Streitgegenstand be- 
treffenden anderen gerichtlichen Verfahrens. Daß die bei 
der erkennenden Kammer anhängige Klage gegen die Erste 
Teilgenehmigung vom 9. Januar 1975 - 7 K 20/75 - einen 
anderen Streitgegenstand als das vorliegende Verfahren, 
Jedenfalls soweit in diesem die Abweichung der Freigabe 
von den Bestimmungen des Genehmigungsbescheides geltend 
gemacht wird, hat, bedarf keiner näheren Erörterung. Der 
von der Antragstellerin mit im wesentlichen gleichen Vor- 
bringen am 7, November 1976 beim Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz gestellte, an die erkennende Kammer ver- 
wiesene und von dieser mit Beschluß vom 23. Dezember 1976 
- 7 L 93/76 - abgelehnte Antrag auf Abänderung des Be- 
schlusses vom 1. August 1975 - 7 L 6/75 - kann schon des- 
halb keine dem vorliegenden Verfahren entgegenstehende 
Rechtshängigkeit bewirken, weil die Klage gegen die 7.Frei- 
gabe bereits zeitlich vorher, nämlich am 26. Juli 1976, 
beim erkennenden Gericht eingegangen ist, 


Der somit zulässige Antrag hat auch in der Sache Erfolg. 


Dabei gilt für den Gegenstand und den Umfang der gericht- 
lichen Überprüfung folgendes: Auch wenn dem Grundsatz nach 
bei einer Entscheidung nach $ 80 Abs. 5 VwGO die Erfolgs- 
aussichten des Rechtsbehelfs, dessen aufschiebende Wirkung 
wiederhergestellt oder angeordnet werden soll, nicht ab- 
schließend zu beurteilen sind, so sind sie jedoch nicht in 
jedem Falle bedeutungslos. So ist eine Ausnahme dann zu 
machen, wenn ohne weitere Sachaufklärung das Ergebnis des 
Verfahrens zur Hauptsache abzuschätzen ist. Während es dem- 
entsprechend das öffentliche Interesse regelmäßig verbietet, 
bei voraussehbarer Erfolglosigkeit des Rechtsbehelfs die 
Vollziehung eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes hinauszu- 
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schieben, so ist es andererseits dann, wenn ein Rechtsbe- 
helf offensichtlich zum Erfolg führen muß, geboten, die 
aufschiebende Wirkung wiederherzustellen, weil es dem 
öffentlichen Interesse widerspricht, ersichtlich rechts- 
widrige Verwaltungsakte zu vollstrecken (vgl. BVerwG, Be- 
schluß vom 29. April 1974 - IV C 21/74 - = NJW 1974, 1294 
m.w.N.; ebenso das OVG Rheinland-Pfalz in ständiger Recht- 
sprechung). 


Eine Anwendung dieser allgemeinen Grundsätze auf den vor- 
liegenden Fall führt zur Stattgabe des Antrages und zur 
Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung der Klage gegen 
den 7. Freigabebescheid, da diese offensichtlich auch in 

der Sache Erfolg hat. Denn ohne daß es hierzu noch einer 
weiteren Sachaufklärung bedarf, kann festgestellt werden, 
daß die angefochtene Freigabe rechtswidrig ist und die An- 
tragstellerin in ihren Rechten verletzt. 


Wesentliche Voraussetzung für die Rechtmäßigkeit einer 
Freigabe im Sinne Teil II Nr. 1 der Ersten Teilgenehmigung 
und damit Gegenstand der gerichtlichen Überprüfung ist die 
Übereinstimmung der freigegebenen Anlagenteile und Systeme 
wit den im Teilgenehmigungsbescheid genehmigten. Wie bereits 
ausgeführt, hat die vom Antragsgegner in die Erste Teilge- 
nehmigung aufgenommene Regelung bezüglich der Notwendigkeit 
einer vorherigen Freigabe ihre Grundlage in der in $ 19 

Abs, 1 AtomG verankerten staatlichen Aufsichtspflicht. Nach 
$ 19 Abs. 1 Satz 2 AtomG hat die Aufsichtsbehörde u.a. 
derüber zu wachen, daß die Bestimmungen des Bescheides über 
die Genehmigung eingehalten werden. Dementsprechend liegt, 
wie das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz in seinem 
bereits zitierten Beschluß vom 9, Juni 1976 (S. 31) ausge- 
führt hat, der Sinn der Freigabe darin, der zuständigen Be- 
hörde gegenüber sicherzustellen, daß die sicherheitstechnisch 
wichtigen Anlagenteile und Systeme in genauer Übereinstin- 
mung mit den Anordnungen des Genehmigungsbescheides herge- 
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stellt und eingebaut werden. Nicht dagegen stellen diese 
Freigaben nachträgliche Genehmigungen im Sinne des $ 7 
AtomG dar, noch können und dürfen sie gar den Zweck ver- 
folgen, bisher verslumte Prüfungen und Genehmigungen nach- 
zuholen (so OVG Rheinland-Pfalz, aa0). Daraus folgt umge- 
kehrt und zwingend, daß nur die Anlagenteile freigegeben 
werden dürfen, die auch als solche genehmigt worden sind. 
Dies ergibt sich unmittelbar auch aus der Regelung des $ 7 
Abs. 1 AtomG. Danach bedarf derjenige, der eine ortsfeste 
Anlage zur Erzeugung oder zur Spaltung von Kernbrenn- , 
stoffen ... errichtet, betreibt oder sonst innehat oder der 
die Anlage oder ihren Betrieb wesentlich ver- 
“ndert , einer atomrechtlichen Genehmigung. Mit dieser 
Bestimmung in Verbindung mit $ 19 Abs. 1 Satz 2 AtomG will 
der Gesetzgeber auch im Interesse des unmittelbar vom Ge- 
setz geschützten Personenkreises sicherstellen, daß alle 
wesentlichen Anlagenteile und Systeme vor ihrer Errichtung 
oder Inbetriebnahme einer genauen und detaillierten Prüfung 
is in der Atomanlagen-Verordnung eingehend geregelten und 
an strenge formelle Voraussetzungen geknüpften Genehmigungs- 
verfahren unterzogen werden, Die mit den Vorschriften der 
Atomanlagen-Verordnung (vgl. $$ 2, 3) bezweckte Transparenz 
des Genehmigungsverfahrens unter Einbeziehung weiter Be- 
völkerungskreise soll es insbesondere letzteren ermöglichen, 
etwaige Einwendungen zu erheben und ihre durch das AtomG 
geschützten Rechte bereits in diesem Verfahrensstadium vor 
Schaffung vollendeter Tatsachen geltend zu machen, [Dieses 
von dem Bestreben nach weitgehender Publizität des Ver- 
fshrens getragene gesetzgeberische Anliegen würde unter- 
laufen, wenn wesentliche Anlagenteile ohne Einbeziehung in 
dieses förmliche Genehmigungsverfahren und abweichend von 
den Anordnungen des Genehmigungsbescheides, der das Ergebnis 
dieses Genehmigungsverfahrens ist, im Wege einer nicht an 
diese engen Voraussetzungen geknüpften Freigabe in ver- 
änderter Form errichtet werden könnten, Dies folgt, wie 
bereits ausgeführt, auch aus $7 Abs. 1 AtomG, wonach jede 
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wesentliche Veränderung der Anlage einer Genehmigung und 
demzufolge auch einer neuen Einbeziehung in ein förmliches 
Genehmigungsverfahren bedarf. Dem Sinn und Zweck dieser 
Vorschrift nach kann es dabei keinen rechtlichen Unter- 
schied machen, ob die wesentliche Änderung nach der Er- 
richtung bzw. der ‘Inbetriebnahme der "Anlage oder, wie hier, 
nach Erteilung der Genehmigung und vor bzw. während der Er- 
richtung erfolgt. ` 


Aus alledem folgt für den vorliegenden Fall, daß im Wege 
der in Teil II Nr. 1 der Ersten Teilgenehnigung statuilerten 
Freigabe nur solche Anlagenteile und Systeme freigegeben 
werden dürfen, die in der zur endgültigen Errichtung frei- 
gegebenen Auslegung auch genehmigt worden sind oder jeden-. 
falls, wie ein Umkehrschluß aus $ 7 Abs. 1 AtomG ergibt, 
nicht wesentlich von den diesbezüglichen Anordnungen des 
Genehmigungsbescheides abweichen. Diese Voraussetzung er- 
füllt die angefochtene 7. Freigabe nicht. Sie betrifft- 
wesentliche Anlagenteile, so vor allen einen Teil des 
Reaktorgebäudes und das Zwischengebäude, die in der zur 
Errichtung freigegebenen Form und Auslegung nicht in der 
Ersten Teilgenehmigung genehmigt worden sind. Wie zwischen 
dien Beteiligten im wesentlichen auch unstreitig ist, wurde 
nämlich die Gesamtanordnung der Gebäude des Kernkraftwerkes 
von den Beigeladenen nach Erteilung der Ersten Teilgenehmi- 
gung vom 9. Januar 1975 und abweichend von deren diesbezüg- 
lichen Bestimmungen in wesentlichen Punkten geändert. Die 
Gesamtanlage ist nunmehr unter Verschiebung einzelner Ge- 
bäude in drei jeweils durch Erüicken miteinander verbundene 
Gebäudekomplexe aufgeteilt worden, während zuvor, jedenfalls 
was die Komplexe 1 und 2 angeht, eine "geschlossene" Bau- 
weise, bei der die einzelnen Bauwerke nur durch Fugen ge- 
trennt waren, vorgesehen und als solche auch genehmigt 
worden war. Diese nachträglich vorgesehene Änderung der 
Gebäudeanordnung hat ihren Ursprung darin, daß bereits in 
den im Genehmigungsverfahren eingeholten Baugrund- und 
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Gründungsgutachten festgestellt worden war, daß im Unter- 
grund der Gesamtenlage eine staffelförmige Verwerfung ver- 
läuft, die sich jedoch nicht in den 20 m dicken, darüber- 
liegenden quartiären Ablagerungen feststellen läßt. Ent- 
sprechend dieser Erkenntnisse wurde das Heaktorgebäude 
denn soweit verschoben, daß es unter gleichzeitiger Tren- 
nung vom Maschinenhaus und Schaltanlagengebäude, die ihrer- 
seits auf die südliche Scholle verschoben wurden, genau 
auf die feste Scholle nördlich der Verwerfung gegründet 
werden konnte. Diese nicht im Ersten Teilgenehmigungsbe- 
scheid berücksichtigte Änderung der Gebäudeanordnung war 
alleiniger Gegenstand des nach dem diesbezüglichen Frei- 
gabeantrag der Beigeladenen erstellten Sicherheitsgutachtens 
des TÜV Rheinland (1. Nachtrag zu Teil 2 - April 1975). 
Aus dem Inhalt dieses Gutachtens sowie aus dem Schreiben 
des TUV Rheinland an das Ministerium für Wirtschaft und 
Verkehr des Antragsgegners vom 20. März 1975 geht ein- 
deutig hervor, daß die Gesamtanordnung der Gebäude in 
wesentlichen, sicherheitstechnisch sch relevanten Punkten 
geändert wurde. Insbesondere läßt das Gutachten auch er- 
kennen, daß diese Änderung sich in einigen Punkten auch 
auf das Gesamtsicherheitsniveau des Kernkraftwerkes aus- 
wirken kann, wobei das Gutachten im Ergebnis trotz ge- 
wisser Vorbehalte die neue Gesantanordnung sicherheits- 
technisch für unbedenklich hält, Ein Eingehen auf diese 
Fragen verbietet sich indessen im vorliegenden Verfahren. 
Sie sind nicht Gegenstand der Prüfung der Rechtmäßigkeit 
der 7. Freigabe, sondern bedürfen gegebenenfalls einer 
neuen Überprüfung in einen formellen Genehmigungsverfahren 
dzw. können den Antragsgegner zu zu Maßnahmen nach §§ 17 Abs.3 
Nr. 3, 19 AtomG veranlassen. Die rechtliche Überprüfung 
des Freigabebescheides erstreckt sich ausschließlich auf 
die Frage, ob dieser, von unwesentlichen Abweichungen abge- 
sehen, die Bestimmungen und Anordnungen der Ersten Teilge- 
nehmigung einhält, Dies ist vorliegend wegen der von dem 
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venchnigungsbescheid wesentlich abweichenden und sicher- 

— — — — — —— 
heitstechnisch relevanten Änderung der Gesamtgebäudean- __ 
ordnung zu verneinen, 


— — — — 





Diese Änderung der Gesamtanordnung der Gebäude berührt 

auch die mit der angefochtenen Freigabe freigegebenen An- 
lagenteile. Dabei kann dahinstehen, ob sämtliche freige- 
gebenen Anlagenteile und Systeme unmittelbar von der ge- 
änderten Gebäudeanordnung betroffen werden. Entscheidend 
ist nämlich, daß mit der als solche genehmigten und von 

der Antragstellerin als "Kompaktbauweise" bezeichneten 
Gebäudeanordnung bestimmte sicherheitstechnische Absichten , 
verfolgt wurden, die nunmehr durch die Änderung verlassen 
wurden, Andererseits ist davon auszugehen, daß die gesante 
Kernkraftwerksanlage als eine Einheit verstanden werden 
muß, in der alle Anlagenteile und Systeme untereinander 
dergestalt in einem engen, funktionalen Zusammenhang stehen, 
daß die Änderung eines so bedeutsamen Faktors wie der Ge- 
samtenordnung der Gebäude auch jeweils einen zumindest 
mittelbaren: Einfluß auf die Funktionsfähigkeit und das 
Sicherheitsniveau der einzelnen Anlagenteile und Systeme 
haben kann. Ob und in welchem Umfang dies tatsächlich der 
Fall ist, kann nur in einem formellen Genehmigungsverfahren J 


geklärt werden, — i 
— — 





Abgesehen davon stehen die mit dem angefochtenen Bescheid 
freigegebenen Anlagenteile aber auch Überwiegend in einem 
engen räumlichen oder funktionalen Zusammenhang mit dem 
Resktorgebäude und dem Zwischengebäude, die beide, bezüg- 
lich des Reaktorgebäudes ein Teilbereich, mit dem ange- 
fochtenen Bescheid ausdrücklich zur Errichtung freigegeben 
worden sind. Diese beiden Gebäude sind ihrerseits, wie in 
dem Sicherheitsgutachten des TÜV Rheinland (1. Nachtrag zum 
Teil 2 - April 1975) deutlich festgestellt wird, von der 
auch sie betreffenden Änderung der Gesamtanordnung der Ge- 


bäude unmittelbar in ihrem Sicherheitsniveau berührt. 
ee . 
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\ der Gebäude abhängig ist. 
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So wird auf Seite 3-3 des Gutachtens ausgeführt, daß durch 
Ale Verlegung des Wasseraufbereitungsgebäudes für das 
Zwischengebäude und das Reaktorgebäude der Schutz durch 
vorgelagerte Bauteile entfällt. Auf Seite 3-5 heißt es, 

daß die Trennung der Gebäudekomplexe 1 und 2 zu einer Gasse 
führt, welche nach dem heutigen Kenntnisstand - aus im 
einzelnen näher dargelegten Gründen - eine Schwachstelle 

der Anlage ist. Diese Gasse verläuft zwischen dem Maschinen- 
hausanbau im Süden und dem Zwischengebäude im Norden, welches 
seinerseits unmittelbar an das Reaktorgebäude grenzt, Gerade 
diese beiden Beispiele machen sehr deutlich, in welcher un- 
mittelbaren Abhängigkeit die wesentlichen Anlagenteile unter- 
einander stehen und wie andererseits das Sicherheitsniveau 
sowchl der Gesamtanlage als auch der einzelnen Anlagenteile 
in nicht unerheblichem Umfang von der Art der Gesamtenordnung 


Aus alledem ergibt sich, daß sich die Änderung der Gesant- 
anordnung der Gebäude teilweise unmittelbar, teilweise, was 
insoweit ausreicht, zumindest mittelbar auf die mit der 

7. Freigabe freigegebenen Anlagenteile und Systeme sowie 
deren Sicherheitsniveau auswirkt bzw. auswirken kann, Diese 
Anlagenteile und Systeme hätten somit, da sie in der jetzigen 
räumlichen Anordnung bzw. sicherheitst-echnisch relevanten. 
Zuordnung zu den Übrigen Anlagenteilen und Gebäuden nicht 
genehmigt worden sind, nicht gemäß Teil II Nr. 1 der ersten 
Teilgenehmigung in Verbindung mit $$ 7 Abs. 1, 19 Abs. 1 


AtonG freigegeben werden dürfen, 


Im Gegensatz zur Auffassung des Antragsgegners und der Bei- 
geladenen kann diese Änderung der Gebäudeanoränung auch noch 
im Rahmen der Anfechtung der 7. Freigabe von der Antrag- 
stellerin geltend gemacht werden. Etwas anderes würde nur 
dann gelten, wenn die Änderung der Gesamtanordnung der Ge- 
bäude als solche freigegeben worden wäre und die Antrag- 
stellerin deshalb ihre Rechte im Wege der Anfechtung jener 
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Freigabe geltend machen müßte. Dics ist indessen vorliegend 

nicht der Fall. Insbesondere ist die Auffassung des Antrags- 

gegners und der Beigeladenen unzutreffend, die geänderte 

Gebäudeanordnung sei als solche mit der 1. Freigabe vom | 

6. Juni 1975 freigegeben worden. | 
u — 

Ausgangspunkt ist dabei der Antrag der Beigeladenen vom . 

20. Januar 1975, mit dem unter anderem die Freigabe 


1.) der Gesamtanordnung des Kernkraftwerkes und 
2.) der Fundamente des Reaktorgebäudes 


beantragt wurde, Die zu 1.) beantragte Freigabe ist als 
solche bisher nicht erfolgt. Vielmehr wird in der vom An- 
tragsgegner und den Beigeladenen herangezogenen 1. Freigabe 
vom 6. Juni 1975 ausdrücklich und unmißverständlich nur die 
"Errichtung der Fundamente des Reaktorgebäudes freigegeben", 
Unerheblich ist, daß diese 1. Freigabe, wie es in ihrer Be- 
gründung heißt, u.a, aufgrund des Sicherheitsgutachtens des 
TÜV Rheinland e.V. (1. Nachtrag zum Teil 2 von April 1975) 
erfolgte, das sich wiederum ausschließlich mit der geänderten 
Gesamtanordnung der Gebäude befaßt. Dieses Gutachten und 
dessen Prüfungsobjekt sind damit keineswegs Gegenstand ı der _ 
Bindungswirkung dieses Verwaltungsaktes | (1. Freigabe) ge- 
worden. Ebenso wie sich die materielle Rechtskraft eines 
Urteils im wesentlichen nach der Urteilsformel bestimmt und 
die Entscheidungsgründe nur im Zweifel zu deren Auslegung 
herangezogen werden können, richtet sich der Umfang der 
vergleichbaren Bindungswirkung eines Verwaltungsaktes in 
erster Linie nach dem Regelungsausspruch, nicht dagegen nach 
der Begründung, die auch nur zur etwaigen Auslegung herange- 
zogen werden kann (vgl. Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungs- 
rechts, Bd. I. Allgemeiner Teil, 10. Auflage, $ 13, 1). 
vorliegenden Fall beinhaltet der als solcher auch deutlich 
gekennzeichnete Ausspruch der 1. Freigabe in unzweideutiger 
und keiner weiteren Auslegung mehr bedürftigen Form die 
Regelung, daß damit die Fundamente des Reaktorgebäudes zur 
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Errichtung freigegeben werden. Daß vor dieser Ersten Frei- 
gabe auch die Änderung der Gebäudeanordnung geprüft und das 
diesbezügliche Gutachten in die "Begründung" der Freigabe 
aufgenommen wurde, folgt notwendigerweise daraus, daß, wie 
bereits eingehend dargelegt wurde, sich die Änderung der 
Gesamtanordnung der Gebäude auf alle wesentlichen Anlagen- 
teile und Systeme, vor allem aber auch auf das insoweit am 
stärksten betroffene Reaktorgebäude und folglich auch auf 
dessen Fundamente als dem ersten Bauabschnitt auswirkte, Daß 
dabei die Änderung der Gesamtanordnung der Gebäude faktisch 
bereits einer abschließenden Prüfung unterzogen und inzident 
vom Antragsgegner "freigegeben" wurde und folglich bei allen 
weiteren Freigaben, auf die sich die geänderte Gebäudean- 
ordnung auswirken kann, nicht mehr ausdrücklich geprüft bzw. 
in die Begründung aufgenommen zu werden braucht, bedeutet 
aber keineswegs, daß damit diese Änderung der Gesamtanord- 
nung der Gebäude von der Bindungswirkung der 1. Freigabe er- 
faßt wird. Vielmehr unterliegt die geänderte Gebäudeanord- 
nung, solange sie nicht, wie es auch die Beigeladenen aus- 
drücklich beantragt haben, als solche ausdrücklich freige- 


À geben wird, weiterhin einer rechtlichen Überprüfung im Rahmen 


‘| der Anfechtung jedes Freigabebescheides, sofern sich diese 
Änderung auf die jeweils freigegebenen Anlagenteile und 
Systeme auswirken kann, Dies war, wie ausgeführt, im Falle 
der angefochtenen 7, Freigabe zu bejahen. 


Nach alledem war dem Antrag der Antragstellerin auf Wieder- 
herstellung der aufschiebenden Wirkung ihrer Klage gegen 

den 7. Freigabebescheid gemäß $ 80 Abs. V VwGO stattzugeben. 
Für den zusätzlich gestellten Antrag, mit dem die Antrag- 
stellerin erkennbar die Aufhebung der Vollziehungsanordnung 
vom 16. November 1976 begehrt, fehlt es an einer gesetzlichen 
Grundlage, Dieser Antrag hat neben dem auf Wiederherstellung 
der aufschiebenden Wirkung und somit auf die im wesentlichen 
gleiche Rechtsfolge gerichteten Antrag nach $ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO keine selbständige rechtliche Bedeutung. -23 =- 
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Die Kostenentscheidung ergibt sich aus $ 154 Abs. 1 und 3 
VwGO. 


Die Festsetzung des Wertes des Streitgegenstandes beruht 
auf $ 13 Abs, 1 Satz 2, $ 20 Abs. 3 und $ 25 Abs. 1 Satz 1 
des Gerichtskostengesetzes in der Fassung vom 15. Dezember 
1975 (BGBl. I S. 3047). 


Rechtsmittelbelehrung 


Der Beschluß zu 1. und 2, ist für den Antragsgegner unan- 
fechtbar. 


Im übrigen gilt folgende Rechtsmittelbelehrung: 


Gegen diese Entscheidung steht den Beteiligten und den 
sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde 

an das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz .in Koblenz, 
Regierungsstraße 7, zu. 


Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht in Koblenz, 
Regierungsstraße 7, schriftlich oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeanten der Geschäftsstelle innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung der Entscheidung einzulegen. Die 
Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde - 
innerhalb der Frist bei dem Beschwerdegericht eingeht. 


Für Beschwerden gegen die Streitwertfestsetzung gilt 
die Zweiwochenfrist nicht. 


In Streitigkeiten über Kosten, Gebühren und Auslagen ist 
die Beschwerde nicht gegeben, wenn der Wert des Beschwerde- 
gegenstandes 100,-- DM nicht übersteigt ($ 146 Abs. 3 VwGO). 


gez. Dr. Schunk gez. Dawin gez. Hehner 


* etertigʒ 
EPA ? 


SUR 
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sböamtin der Geschäftsstelle 
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Grundriß des Atomkraftwerkes Mülheim-Kärlich 


An den durchgestrichener Gebäudeteilen darf it. Gerichtsbeschluß nicht 
weitergebaut werden. A = Reaktorgebäude, X = Zwischengebäude, G = 
Wasseraufbereitungsgebäüde, K = a ee 1, C = Reaktorhilfs- 
anlagengebäude, F, = a = Maschinenhausanbau, E = 
Schaltanlagengebälde, = Notstromdiefelgebäude 


Weitergebaut wird am nn Kühlturm und Verwaltungsgebäude. 





FORUM HUMANUM 
Internationales Komitee für Ökologie und biologische $icherheit, 
2800 Bremen, Wendtstraße 22, Ruf: (0421) 76976. 





31. März 1977 


Mitteilungen 


1. 


2. 


Am 7. April 1977, zum 30. Jahrestag des Inkrafttretens der Satzung der 
Weltgesundheitsorganisation, veranstalten wir, gemeinsam mit „Forum 
Humanum — Deutsches Klägerkomitee für Ökologie und biologische 
Sicherheit“ und „Gesundes Leben — Bund für Krebsverhütung und 
Volksgesundheit“ in der 


Außenstelle der Gesamthochschule, 35 Kassel, Menzelstraße 13 
(ehemalige Hochschule der bildenden Künste Kassel) 


Zum Weltgesundheitstag 1977 


eine Vortragsreihe, zu der wir herzlich einladen. 


Wegen unerwarteter Rednerabsagen findet das geplante FORUM 
HUMANUM-Symposium nicht im beabsichtigten Umfange statt: am 
5. April 1977 entfallen in Kassel alle Veranstaltungen; am 6. Aprii 1977 
beginnt um 15 Uhr in Kassel, Menzelstraße 13, für alle am Rechtsweg 
Interessierten und die Kläger in folgenden Atomprozessen: 

a) Stade / Elbe; 

b) Brunsbüttel / Elbe; 

c) Brokdorf / Elbe; 

d) Krümmel / Elbe; 

e) Esenshamm | Weser; 

f) Grohnde / Weser; 

g) Exxon-Lingen / Ems 
eine wichtige Aussprache, die bei Bedarf am 8. April 1977 fortgesetzt 
wird. Hierbei geht es nicht zuletzt um die Geldbeschaffung zur Anfer- 
tigung der für die Prozeßvorbereitung unentbehrlichen Akten- 
kopien, der für die jederzeitige Wiederauffindung notwendigen 
Kartei und die dazugehörige Archiveinrichtung. Lesen Sie 
hierzu auch den ‚Bettelbrief‘ des Instituts für biologische Sicherheit vom 
7. März 1977, der bisher erst zu DM 4.400,— Geldeingängen beigetragen 
hat, sowie den Nachdruck der beiden Zuschriften des Verwaltungs- 
gerichtes Oldenburg vom 24. 2. und vom 7. 3. 1977, betreffend den 
Stade-Prozeß. 
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9. Teilweise hat zu den Rednerabsagen auch beigetragen, daß ich Herrn 
Univ.-Prof. Dr. Jens Scheer für einen der redlichsten und wahrheit- 
liebendsten Kämpfer gegen die weltweite Plutonium-Gefahr halte, den 
ich bisher kennenlernte. Ganz unabhängig davon, daß ich seine partei- 
politischen Auffassungen (KPD) nicht teile, halte ich es für eine 
tragische Fehlentscheidung der zuständigen Bremer Behörden, daß er 
von der Lehrtätigkeit als Atomwissenschaftler suspendiert 
wird. Während seiner Tätigkeit am Berliner Hahn-Meitner-Institut für: 
Kernforschung war Professor Scheer unter anderem Doktorvater für 
Herrn Hagen, der sich zurzeit im Bundesministerium für Forschung 
und Technologie sehr für die Errichtung einer deutschen Plutonium- 
Extrahierungsanlage einsetzt. Im Gegensatz zu Dr. Hagen hat sich bei 
Prof. Scheer aus humanen und gesundheitspolitischen Motiven heute 
seine frühere Einstellung zur Frage der Atomspaltung und Plutonium- 
Technologie gewandelt. Ich unterstütze daher die Forderung, das 
Berufsverbot für Prof. Scheer, der als hochqualifizierter Atomphysiker 
jahrelang erfolgreich an der Universität Bremen unterrichtet hat, auf- 
zuheben und bitte auch Sie, lieber Leser, diese Forderung an den 
Rektor der Universität, 2800 Bremen, zu unterstützen. Fordern Sie bei 
Bedarf weitere Unterschriftskarten an. 


4. Ich bitte Sie dringend, im SPIEGEL Nr. 14 vom 28. 3. 1977 (S. 44 
bis S. 63) die Abhandlung „Demokratische Unwlllensblildung“ und den 
Bericht über die Grohnde-Schlacht vom 19. März 1977 zu lesen; zum 
besseren Verständnis der Vorfälle, die vielen unbegreiflich sind, hier 
noch ergänzende Tatsachen: 


a) Auf Ersuchen von besorgten Bürgern und unmittelbaren Nachbarn 
des geplanten plutoniumerzeugenden Atomspaltwerkes in Grohnde 
habe ich als Sekretär des FORUM HUMANUM bereits im Herbst 1973 
in einer umfangreichen schriftlichen Arbeit aufgezeigt, aus welchen 
Gründen eine Verwirklichung des Grohnde-Projektes rechts- 
widrig ist; 


b) Ebenso wie die Auftraggeber meines Gutachtens von 1973 erhob 
ich mit meiner Familie beim zuständigen Verwaltungsgericht in 
Hannover am 28. Juli 1976 Klage gegen den Niedersächsischen 
Sozialminister und beantragte sofortigen Baustopp beim KKW 
Grohnde; zuvor war am 9. 6. 1976 frühmorgens der Bauplatz unter 
Einsatz von Hunden und Polizei umzäunt und der ungeerntete 
Weizen niedergewalzt worden; 
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Vor den Beamten des Regierungspräsidenten in Hannover trug ich 
beim wasserrechtlichen Erörterungstermin im Auftrag von rd. 400 
Einwendern im eigenen Namen zwischen dem 14. und 29. Dezember 
1976 die Gründe für die Rechtswidrigkeit der am 8. 6. 1976 erteilten 
1. atomrechtlichen Teilgenehmigung vor, um den unrechtmäßigen 
Baumaßnahmen und der damit verbundenen Verschleuderung von 
Vermögenswerten in Grohnde ein Ende zu bereiten; 


Der berichterstattende Richter des VG Hannover hatte bereits für 
Ende Dezember 1976 die Behandlung unserer Klagen und Baustopp- 
anträge angekündigt, die bei ihm seit 29. Juli 1976 vorlagen; ich 
hoffte vergeblich, daß wenigstens nach der friedlichen Platzbesich- 
tigung und Kundgebung am 19. Februar 1977 in Grohnde, bei der 
Hunderte von sanften Besuchern in Faschingskostümen an Werk- 
schützer und Polizisten Blumenspenden verteilten, das Gericht tätig 
wird; 


Für das mit KKW Grohnde weitgehend zeichnungsgleiche plutonium- 
erzeugende Atomspaltwerk Brokdorf hatte das Verwaltungs- 
gericht (VG) Schleswig bereits am 17. 12. 1976 und erneut am 9. 2. 1977 
den Baustopp angeordnet; das VG Hannover ließ jedoch unsere 
Eilanträge vom 28. Juli 1976 auf Baustopp in Grohnde weiterhin 
unerledigt, obwohl es ihm die zutreffende gerichtliche Baustopp- 
begründung für Brokdorf gestattet hätte, in Grohnde die Schaffung 
von Sachzwängen in Beton und Stahl zu unterbinden; 


Im Wyl-Prozeß vor dem VG Freiburg stellte sich in der mündlichen 
Verhandlung in Herbolzheim am 4. Februar 1977 heraus, daß ohne 
atombehördliche Genehmigung in Japan bereits selt 1973 fünf außer- 
ordentlich berstgefährdete Großraumkessel angefertigt werden. Diese 
sollen in den geplanten Atomspaltwerken Wyhl, Grafenrheinfeld, 
Borken, Brokdorf und Grohnde als Reaktordruckbehälter 
eingesetzt werden, obwohl sie einem völlig veralteten Stand der 
Technik entsprechen; 


g) Wegen der mangelnden Vorsorge gegen die Gefahr des Groß- 
raumkesselberstens hob am 14. März 1977 das VG Freiburg die von 
der Baden-Württembergischen Landesregierung erteilte Genehmi- 
gung für das plutoniumerzeugende Atomspaltwerk Wyhl auf; ich 
sah dies als das praktische Ende der Plutonium-Technologie an und 
zog alle Anmeldungen und Vorbereitungen zu Kundgebungen und 
Versammlungen zurück, die an 45 plutoniumträchtigen deutschen 
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Standorten für den Plutonlum-Abwehrtag am 19. 3. 1977 von FORUM 
HUMANUM gemeinsam mit GESUNDES LEBEN — Bund für Krebs- 
verhütung und Volksgesundheit in Gang gesetzt worden waren; 


h 


= 


Statt dessen schloß ich mich mit meiner Familie am 15. 3. 1977 den 
erneuten Baustopp-Eilanträgen an, die initiative Bürger aus dem 
Umkreis von Grohnde beim VG Hannover einbrachten; erst als mich 
am 18. 3. 1977 die Gerichtsgeschäftsstelle telefonisch unterrichtete, 
daß alle Eilanträge sämtlicher 23 Antragsteller vom Gericht abge- 
lehnt wurden, sah ich ein, daß damit grünes Licht für die weitere 
Schaffung von volkswirtschaftlichen Verlusten und unaufhebbaren 
Sachzwängen in Grohnde gegeben worden war. 


Ich richte an jeden Leser der vorstehenden 8 Punkte von a) bis h) und 
der Berichte im SPIEGEL (‚Böses Massaker‘ S. 44; ‚Kernenergie ja — 
aber nicht mit Gewalt‘ S. 49; ‚Strom: Eine Art Inzest‘ S. 55 und ‚Demo- 
kratische Unwillensbildung‘ S. 63) die dringende Frage: Was tun 
Sie, um die Erfolgsaussichten der Beschreitung des Rechts- 
weges gegenüber dem zunehmend bevorzugten Gewaltweg zu 
verbessern? 


. Bei äußerster Anspannung der Opferwilligkeit jedes Klägers, Mitkämp- 
fers und Gesinnungsfreundes halte ich es für möglich, auf dem 
Rechtsweg statt auf dem Gewaltweg das freiheitfeindliche 
Plutonium-Regime zu stoppen, das die drohende Folge der unmensch- 
lichen, gesundheitswidrigen Atomspaltprogramme der Europäischen 
Atomgemeinschaft (EURATOM), der Internationalen Atomenergie- 
organisation (IAEO) und der Bundesregierung wäre. 


. Voraussetzung für die Findung und Aufdeckung der vollen Wahrheit 
vor Gericht und die Rechtsdurchsetzung sind Kläger, die unbeirrbar 
gewillt sind, sich durch nichts entmutigen zu lassen und die zutiefst 
vom Bewußtsein erfüllt sind, daß wir einen Kampf um den Schutz von 
Leben, Gesundheit, Freiheit und biologischer Sicherheit sowohl für die 
jetzt lebenden Menschen, als auch für unsere heute noch wehrlosen 
Nachkommen führen, der rechtmäßig, das heißt gerecht und 
richtig ist; wir dürfen auch die Gefahren nicht übersehen, die 
unseren Freiheitsbereichen durch die Einspeicherung persönlicher Daten 
in Computer und das unzulängliche Datenschutzgesetz drohen. 
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7. Mit dem Beschluß des Oberverwaltungsgerichtes (OVG) Lüneburg im 
Stade-Prozeß, der am 22. November 1976, nur 9 Tage nach der 
Brokdorfer Tränengasschlacht vom 13. November 1976, ergangen ist, 
besann sich die Rechtsprechung mehr als bisher darauf, daß die 
Volksgesundheit nicht als Raubbaugelegenheit, sondern als 
Staatsziel zu behandeln ist. Wir haben diesen Gerichtsbeschluß 
im vollen Wortlaut abgedruckt, weil er noch völlig unbekannt blieb und 
seine Leitsätze unser Rechtsbewußtsein bestätigen. 


8. Wir können unsere Rechtsauffassung auch auf die Satzung der Welt- 
gesundheitsorganisation stützen, die vor 30 Jahren, am 7. April 1947, 
in Kraft getreten ist; mehr als 140 Staatsregierungen haben sich seither 
verpflichtet, dem „Grundrecht jedes menschlichen Wesens“ auf höchst- 
möglichen Schutz des körperlichen, seelischen und sozialen bzw. gene- 
tischen Wohlbefindens nicht nur völkerrechtlich, sondern auch inner- 
staatlich Geltung und Anerkennung zu verschaffen. Jedem von uns 
öffnet der Artikel 25 des Grundgesetzes den Rechtsweg zur Durch- 
setzung dieses völkerrechtlich einhellig anerkannten Grundrechtes auf 
Gesundheitsschutz mit folgender Anordnung: 


„Die allgemeinen Regeln des Völkerrechts sind Bestandteil des Bundes- 
rechtes. Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten 
unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes.“ 


9. Aus Freundeskreisen der Atomspaltindustrie hat sofort nach dem rich- 
tungweisenden Wyhl-Urteit vom 14. März 1977 eine zunehmende Schelte 
der Richter des VG Freiburg eingesetzt. Um diesem vor allem auf 
künftige Gesetzesverschlechterungen abzielenden Pressefeldzug bei den 
Bundestagsabgeordneten entgegenzuwirken, übergab ich am 17. März 
1977 im Bundeshaus in Bonn zur Weitergabe an alle Mitglieder des 
Deutschen Bundestages je 520 Stück „Der Rechtsweg“ Nr. 2 und Nr. 3 
vom Februar und März 1977. Diese insgesamt 1040 Rechtsweg-Hefte 
hatte ich ursprünglich für den Versand an alle Empfänger von Einla- 
dungen für das FORUM HUMANUM-Symposium in Kassel aus Anlaß 
des Weltgesundheitstages am 7. April 1977 vorgesehen. Die massive 
Urteilsschelte nach dem Wyhl-Urteil ließ es mir jedoch vordringlicher 
erscheinen, die Bundestagsabgeordneten ausführlich über die Gründe 
zu unterrichten, aus denen die für Grohnde erteilte atomgesetzliche 
Genehmigung rechtswidrig ist und ihnen mit dem vollen Wort- 
laut des gerichtlichen Baustopp-Beschlusses für Mülheim-Kärlich (VG 
Koblenz vom 4. Februar 1977) und der Stade-Entscheidung des OVG 


rer 


10. 


11. 


Lüneburg vom 22. November 1976 die Gerichtsbegründungen zugänglich 
zu machen, die neLestens zugunsten des Vorsorgegedankens 
und des Schadstoff-Mindestbelastungsgebotes richtung- 
weisend wurden. Da bisher kein einziger Abgeordneter die DM 6,— 
für die beiden erhaltenen Rechtsweg-Hefte überwies, bitte ich Sie um 
Überweisung einer Spende, damit ein Ausgleich für die sonst verlorenen 
mehr als DM 3000,— für die 1040 Hefte geschaffen wird. 


Dem Prozeß gegen den Niedersächsischen Sozialminister wegen seiner 
an die Fa. Exxon (zum Rockefeller-Imperium gehörend) erteilten Ge- 
nehmigung zum Bau einer Atombrennstoff-Fabrik in Lingen (Emsland) 
kommt deshalb sehr große Bedeutung zu, weil damit auch schon vor- 
entschieden wurde, wohin die Plutonium-Extrahierungsanlage (=Wieder- 
aufarbeitungsanlage für ausgediente, plutoniumhaltige Brennstabfasces 
aus Atomspaltwerken) kommt. Für einen Staat ohne Plutonium-WAA 
rechnet man 6 Jahre für die Zeitspanne zwischen „plutoniumhaltigem 
Reaktorbrennstab" und „Schaffung einer Plutonium-Atombombe“; ein 
Gemeinwesen mit WAA benötigt für diesen Weg nur 6 Tage. Den 
Siegern des 2. Weltkrieges würde daher mit einer deutschen Plutonium- 
WAA der möglicherweise willkommene Vorwand zur endgültigen Lösung 
der europäischen Frage durch präventiv auf uns abgeworfene Atom- 
bomben geliefert; nicht zuletzt auch deshalb: 


Plutonium? Nein danke 


Solange wir noch nicht bis zur letzten Instanz versucht haben, den 
Rechtsweg auszuschöpfen, halte ich Aufrufe zu Gewalttaten oder bürger- 
lichem Ungehorsam nicht für vertretbar. Unterstützen Sie statt dessen 
durch Geldspenden unsere Prozeßführung und entschließen auch Sie 
sich, durch Vollmachterteilung selbst Kläger zu werden, damit den 
Gerichten Gelegenheit gegeben wird, dem Grundrecht jedes mensch- 
lichen Wesens auf Gesundheitsschutz zum Durchbruch zu verhelfen. 


gez. Walther Soyka 
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Rasch lieferbar sind folgende Bücher: 


E.d. Sternglass: Radieaktive "Niedrig"- 


Strahlung 7.00 
Pref.K. Höll: Die Wahrheit über die 
Atomkraftwerke 29.80 
66 Erwiderungen, Zum richtigen Ver- 
ständnis der Kernindustrie 7.209 
H. Strehm: Schnelle Brüter und WAA 10.00 





H. Strehm: Friedlich in die Katastrephe 13.00 


H. Strehm: Materialiensammlung zur Ge- 
fährdung der Bevölkerung durch Aten- 
kraftwerke 4.00 


Friedrich Wagner: Die Wissenschaft und 
die gefährdete Welt Nur: 19.80 


Weish/Gruber: Radieaktivität 
und Umwelt 12.80 


D. Teufel: Radieaktive Kentaminatien 
i.d. Umgebung kerntechn. Anlagen 3.00 


BBU: WAA und Lagerung ven Atemmüll 8. 00: 


BBU: Geheimstudie des IRS über Aus- 
wirkungen schwerer Atemunfälle 5.50 


H. Gruhl: Ein Planet wird geplündert 19.80 


WAA-Gruppe Bremen: Atommüll oder der 

Abschied von einem teuren Traum «3.80 
ö ⸗ — — — —— — — 
Archiv für biologische Sicherheit: — 
"Der Rechtsweg" Nr. 1-3 je 4.00 
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Prof. Dr. Karl Höll 


Prof. Dr. Karl Höll hat die Gefahren der 
Atomkraftwerke für Laien verständlich darge- 
stellt, ohne durch fachliches Spezialwissen 
beim Leser technische Minderwertigkeitsge- 
fühle aufkommen zu lassen. Der Verfasser ist 
international anerkannter Fachmann auf dem 
Gebiet der Wasserhygiene, der Trinkwasser 
chemie und verwandter physikalisch-che- 
mischer und biologischer Fragenbewiche. Er 
hat als erster auf die biologischen und hygie- 
nischen Gefahren der Erwärmung unserer Ge- 
wässer durch die Kühlwässer von Atomkraft- 
werken hingewiesen. Hier spielen vor allem 
die durch die Wasserbakterien und Blaualgen 
abgeschiedenen Giftstoffe eine zunehmend ge- 
fährliche Rolte für die Trinkwasserversorgüng. 
Prof. Dr. Karl Bechert Gau-Algesheim, 
imJanuar 1977 





Kritisch setzt sich Prof. Höll 
unter anderem mit dem Phänomen 
der "Erörterungstermine" aus- 
einander. Für Atonverfahren 
waren sie nie etwas besseres 
als eine Anhörung. Diese Er- 
fahrung mußte Prof. Höll zum 
letzten Mal im Dezember 1976 
beim "Frörterungstermnin" für 
das — Atomwerk Grohnde 


. : machen, 














Beil, 


„(eichen der 
„Gewalt ver 
"heben und 






FASCES, 
Lictoren- 
bundel mit 








PLUTONIUM 
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Zur Unterstützung der Abwehr von Piutonium- und Atomspaltwerken durch das von 
Absolv. rer. pol. Walther Soyka geleitete Bremer Institut und Archiv für biologische 
Sicherheit erteile ich hiermit bis auf Widerruf.den Dauerauftrag, am letzten 
Tag des laufenden und jeden weiteren Monats von meinem 


Konto ......... Bankleitzahl: running 


Bei ER EARE BREEN NEARE L ne RENTE ORTE 
(Name der Bank oder Sparkasse) 


eine Monatsspende von DM 





(Betrag in Worten u... nennen Een EEE EEE EEE TREE) 
abzubuchen und auf das Konto des Instituts für biologische Sicherheit (2800 Bremen 1, 
Wendtstraße 22) beim Postscheckamt Hannover, Nr. 2140 40-301, zu überweisen. 


Name: EEE EIA A T OET A O AEA ee ee EEE 
(Vor- und Zuname bitte in BLOCKSCHRIFT) 
Anschrift: E E ee nee 
(Postleitzahl, Ort und Straße) 
B e — m o a — 





Weder Amerika, noch Rußland — 


weder Banken noch Industrien unterstützen bisher die wissenschaftliche Arbeit für 
ein Plutoniumverbot und für die Durchsetzung des Schadstoff-Mindestbelastungs- 
gebotes zur Krebsverhütung. Auch aus der DDR haben wir nicht eine Mark und keinen 
roten Heller — trotz Herrn Stoltenbergs Verdacht, daß uns von dort hunderttausende 
Mark zufließen — bekommen. Die einzige Stütze unserer Arbeit sind die Spenden 
unserer Mitkämpfer und Leser. Bitte erteilen auch Sie Ihrer Bank den Dauerauf- 
trag zur regelmäßigen Überweisung einer Monatsspende auf unser Konto 
beim Postscheckamt Hannover, Nr. 2140 40-301, Institut für biologische Sicherheit, 
2800 Bremen, Wendtstraße 22, Ruf: (0421) 76 9 76. 





Verlag: FORUM HUMANUM — Internationales Komitee für Ökologie und biologische 
Sicherheit, 2800 Bremen, Wendtstraße 22 


Herausgeber: Absolv. rer. pol. Walther Soyka, wissenschaftlicher Leiter des Instituts 
für biologische Sicherheit, D-2800 Bremen, Wendtstraße 22; Ruf: (0421) 76976. 
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Zutreffendes bitte kennzeichnen: 


Ich bestelle von Folge 
Nr. _ „Der Rechtsweg" 


anaana Stück je DM 4— 
50 Stück je DM 150.— 
200 Stück je DM 300.— 
/ ohne / mit / unentgeltlich einge- 
drucktem Text zur Eigenwerbung 
auf der letzten Umschlagseite des 
Heftes. 


Postkarte‘ 





An das Institut 
für biologische Sicherheit 
Wendtstraße 22 


D 2800 Bremen 1 


Jede enthüllte Wahrheit macht jene zu Sektierern, die sich ihrem 
Siegeszug widersetzen. Unwesentlich ist es, wie groß die Zahl 
der Gegner des Sieges der Wahrheit ist — sie findet durch ihr 
Eigengewicht gewaltlos den Weg zu wahrheitliebenden Seelen. 
Jeder Kenner der Wahrheit, der sich mutig und furchtlos zu ihr 
bekennt, beschleunigt ihr unaufhaltsames Voranschreiten. 


Helfen Sie mit, die Dokumentenreihe „Der Rechtsweg“ rasch 
' weiterzuverbreiten: 


Einzelheft DM 4- 
Staffelpreise: 50 Hefte DM 150,— 
ab 200 Heften DM 300,— für je 200 Stück 


Bei Bestellungen ab 50 Stück wird hler in diesem Feld unenigelt- 
lich ein vom Besteller gewünschter Text eingedruckt. 





